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Executive Summary 

Der Wohnflächenkonsum der Schweizer Privathaushalte hat in den letzten Jahren deut-

lich zugenommen. Die Zunahme kann unter anderem auf veränderte demografische 

Rahmenbedingungen, eine steigende Wohneigentumsquote und den zunehmenden Wohl-

stand zurückgeführt werden.  

Der Wohnflächenkonsum wirkt sich indirekt auf die Zunahme der Siedlungsfläche und 

die steigenden Treibhausgasemissionen aus. Mit Steuerungsinstrumenten zur Reduktion 

des Wohnflächenverbrauchs können diese Effekte gebremst werden. Hinsichtlich beider 

Aspekte rechtfertigt aus wohlfahrtsökonomischer Perspektive ein Marktversagen den 

Einsatz von Markteingriffen.  

In der vorliegenden Arbeit werden drei Steuerungsinstrumente mit hoher Wirksamkeit 

zur Reduktion des Wohnflächenkonsums vertieft betrachtet und in Bezug auf die politi-

sche Umsetzbarkeit geprüft.  

Aufgrund der Rückmeldungen bei einer im Rahmen der Arbeit durchgeführten Bevölke-

rungsbefragung kann eine relativ hohe Sensibilität zur Siedlungsflächenzunahme und der 

Emission von Treibhausgasen festgestellt werden. Diese kommt in einer mehrheitlichen 

Zustimmung zur Steuerung des Wohnflächenkonsums zum Ausdruck. Die befragten Per-

sonen wären bereit, den Wohnflächenkonsum um durchschnittlich 7 m2 zu reduzieren, 

was 15 % der genutzten Wohnfläche entsprechen würde. Diese Aussagen sind im Hin-

blick auf verhaltenstheoretische Ansätze kritisch zu hinterfragen und aufgrund des 

beschränkten Angebotes und der hohen Transaktionskosten bei einem Wohnungs- oder 

Eigentumswechsel einzuordnen.  

Die im zweiten Teil der Masterarbeit durchgeführten Interviews mit fünf Bundespoliti-

kern und einer Bundespolitikerin zeigen auf, dass die Steuerungsmassnahmen in 

politischer Hinsicht derzeit nicht umsetzbar sind. Nebst einem niedrigen Leidensdruck in 

der Bevölkerung bestehen verhärtete Fronten bezüglich Wohnthemen, welche tiefgrei-

fende Reformen verunmöglichen. Es besteht gegebenenfalls die Möglichkeit, auf 

kommunaler Ebene Steuerungsinstrumente zur Senkung des Wohnflächenkonsums um-

zusetzen. Dadurch kann jedoch kein relevanter Beitrag zur Senkung des 

Wohnflächenverbrauchs erwartet werden.  

Zur Erhöhung der Umsetzungschancen von Steuerungsmassnahmen wäre eine ausge-

prägtere Sensibilisierung der Bevölkerung zu den Auswirkungen des 

Wohnflächenverbrauchs erforderlich.  
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1. Einleitung 

1.1 Ausgangslage  

Der Pro-Kopf-Wohnflächenkonsum durch Schweizer Privathaushalte hat in den letzten 

Jahrzehnten deutlich zugenommen, wie in Kapitel 2.2.1 detailliert ausgeführt wird. Der 

steigende Wohnflächenkonsum korreliert mit einem hohen Siedlungsflächenverbrauch 

und unterläuft die Bemühungen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen im Wohn-

sektor.  

Der hohe Siedlungsflächenverbrauch führt dazu, dass Agrar- und Grünflächen überbaut 

werden. Die vom Bundesrat als Zielvorgabe definierten 400 m2 Siedlungsfläche pro Ein-

wohner wurden bei der letzten Messung deutlich überschritten (Schweizerischer 

Bundesrat, 2002, S. 27; Bundesamt für Statistik, 2013, S. 10). 

In der Gesellschaft hat in den letzten Jahren eine zunehmende Sensibilisierung bezüglich 

eines umweltfreundlichen Lebensstils zugenommen, wobei der Fokus meist auf die indi-

viduelle Mobilität (Auto und Flugzeug), die Transportwege (lokale Produktion) oder den 

Fleischkonsum gerichtet wird. Die Auswirkung eines hohen Wohnflächenkonsums auf 

die Umwelt wird in der Politik und der Öffentlichkeit nur am Rand thematisiert. 

Auch das aktuelle Mietrecht und die Steuerpolitik setzen kaum Anreize, den eigenen 

Wohnraum zu beschränken. Das aktuelle Mietrecht belohnt Personen, die möglichst lange 

in der gleichen Wohnung bleiben, was zu Fehlallokationen im Immobilienmarkt führt und 

sich nachteilig auf Haushalte auswirkt, die eine Veränderung wünschen oder darauf an-

gewiesen sind. 

1.2 Abgrenzung 

Es bestehen verschiedene Möglichkeiten zur Senkung der Treibhausgasemissionen und 

des Siedlungsflächenverbrauchs. In der vorliegenden Arbeit wird der Fokus auf die Aus-

wirkung des hohen Wohnflächenverbrauchs auf die beiden nachstehenden Themenfelder 

gerichtet.  

Klimaschutz 

Eine Reduktion der Treibhausgasemissionen kann über verschiedene Ansätze erreicht 

werden. So werden die Massnahmen beispielsweise in der Stadt Zürich den drei Strate-

gien Effizienz, Konsistenz und Suffizienz zugeordnet (Stadt Zürich, ohne Datum). Eine 

Wohnflächenreduktion ist der Strategie Suffizienz zuzuordnen, welche das Ziel verfolgt, 

den Ressourcenverbrauch über ein massvolles Konsumverhalten zu reduzieren.  
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Einen wichtigen Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemissionen leistet auch die Stra-

tegie der Effizienz, welche einen sinkenden Energieeinsatz bei gleichbleibendem 

Verhalten zum Ziel hat. Bei der Strategie Konsistenz wird der Fokus auf einen sinkenden 

Primärenergieverbrauch durch die Nutzung von erneuerbaren Energien gelegt.  

In der vorliegenden Studie bleiben die Strategien der Effizienz und Konsistenz unberück-

sichtigt.  

Siedlungsflächenverbrauch 

Zur Senkung des Siedlungsflächenverbrauchs wird häufig der Ansatz der Verdichtung 

thematisiert. Diese Strategie wird in der vorliegenden Arbeit nicht behandelt, leistet aber 

einen wichtigen Beitrag zur Begrenzung des Siedlungsflächenverbrauchs.  

Steuerungsinstrumente mit hoher Wirksamkeit 

Es besteht eine Vielzahl von Steuerungsinstrumenten, mit denen der Wohnflächenkon-

sum beeinflusst werden kann. In Kapitel 2.5.1 erfolgt eine nicht abschliessende 

Zusammenstellung möglicher Instrumente. Ein grosser Teil dieser Steuerungsinstru-

mente entfaltet nur eine geringe Wirkung auf das Ziel der Reduktion des 

Wohnflächenkonsums. Die vorliegende Untersuchung beschränkt sich auf ausgewählte 

Massnahmen, die eine hohe Wirksamkeit zur Folge haben.  

1.3 Vorgehen 

Die Erarbeitung der Masterarbeit kann in drei Teilabschnitte gegliedert werden, welche 

teilweise überlappend bearbeitet werden.  

Im ersten Teil werden die theoretischen Grundlagen aufbereitet. Darauf aufbauend wer-

den mögliche Steuerungsinstrumente mit hoher Wirksamkeit geprüft und optimiert. Auch 

die Auswirkungen einer Massnahmenkombination der aufgezeigten Instrumente wird 

diskutiert.  

Mit einer kurzen Bevölkerungsumfrage wird anschliessend eine geschichtete Stichprobe 

erhoben, um einerseits die Sensibilität der Bevölkerung bezüglich den Auswirkungen ei-

nes hohen Wohnflächenverbrauchs zu evaluieren und andererseits die Bereitschaft, 

diesen zu reduzieren, abschätzen zu können.  

Die theoretische Aufarbeitung der Thematik und die Bevölkerungsumfrage dienen als 

Grundlage für Interviews mit Bundespolitikerinnen und Bundespolitikern. Anhand der 

Interviews wird die politische Akzeptanz der aufgezeigten Steuerungsinstrumente ge-

prüft. 
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2. Grundlagen 

2.1 Wohlfahrtsökonomische Grundlagen 

2.1.1 Marktversagen infolge externer Effekte 

In einem idealen Markt kommt jeder Agierende für die von ihm verursachten Kosten auf 

und profitiert vom Nutzen aus seinen Handlungen (Fritsch, 2018, S. 86). Ist dies nicht der 

Fall, so treten externe Effekte auf, welche zu einem Marktversagen führen können. 

Als Beispiel für ein rationales Verhalten in einem idealen Markt wird die Entscheidung 

einer Person oder eines Haushaltes zur Wohnsituation betrachtet. In der Regel werden 

dabei die privaten Kosten und Nutzen abgewogen, auch wenn dies teilweise unbewusst 

erfolgt. Der Nutzen und die Kosten einer Entscheidung werden sehr individuell beurteilt 

und können nicht allgemein definiert werden. Ein Nutzen auf der Wohnungssuche kann 

beispielsweise sein, nicht weiter suchen zu müssen, oder überzeugt zu sein, eine gute 

Chance gepackt zu haben.  

Es bestehen aber Effekte mit Auswirkung auf die Gesamtwohlfahrt, die bei einer Ent-

scheidung durch ein Individuum nicht berücksichtigt werden, weil der eigene Nutzen 

nicht oder nur in geringem Masse beeinflusst wird. Ein solcher Effekt wird als externer 

Effekt bezeichnet und kann sowohl positiv als auch negativ sein (Fritsch, 2018, S. 84-

85). Im Zusammenhang mit der Zunahme des Wohnflächenverbrauchs bestehen vor al-

lem negative externe Effekte, die bei Entscheidungen unberücksichtigt bleiben.  

Externe Effekte können in einem Angebot-Nachfrage Diagramm dargestellt werden (Ab-

bildung 1). Werden die privaten Grenzkosten und externen Effekte zusammengezählt, so 

resultieren die sozialen Grenzkosten. Unter Berücksichtigung der externen Effekte stellt 

sich ein anderes Gleichgewicht ein (Punkt B), als wenn diese unberücksichtigt bleiben 

(Punkt C). Werden die externen Effekte berücksichtigt, so wird eine tiefere Menge nach-

gefragt, weil der Preis höher wird. In diesem Zusammenhang kann auch von einer 

Internalisierung der externen Effekte gesprochen werden.  

Treten externe Effekte auf, so kann auch von einer unzureichenden Sicherung der Eigen-

tumsrechte gesprochen werden (Fritsch, 2018, S. 98). Entsprechend kann gefolgert 

werden, dass das Recht auf eine angemessene intakte Umwelt, respektive auf eine ver-

hältnismässige Ausdehnung der Siedlungsfläche unzureichend definiert und geschützt ist.  
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Abbildung 1: Verschiebung des Marktgleichgewichtes unter Einbezug externer Grenzkosten (in Anlehnung 

an Fritsch, 2018, S. 113)  

2.1.2 Tragödie der Allmende – Übernutzung Gesamteigentum  

Hardin (1968) beschreibt die Tragödie der Allmende als Problematik, bei der einzelne 

Beteiligte den eigenen Vorteil über den Nutzen der Allgemeinheit stellen und dadurch 

einen Beitrag dazu leisten, dass am Ende alle schlechter gestellt sind (S. 1244).  

Als Beispiel für die Tragödie der Allmende führt Fritsch (2018) die Überfischung der 

Meere aus (S. 97). Es besteht im Fischfang die Möglichkeit ein grob- oder feinmaschiges 

Netz einzusetzen. Mit dem feinen Netz ist der Ertrag kurzfristig grösser als mit dem gro-

ben Netz, dafür wird mittelfristig die Fischpopulation so stark zurückgehen, dass allen 

die Einkommensgrundlage entzogen wird.  

Hinsichtlich des Wohnflächenverbrauchs kann von einer Übernutzung der Siedlungsflä-

che in Bezug auf die Gesamtwohlfahrt der Schweiz und einer Übernutzung der Umwelt 

aufgrund der Treibhausgasemissionen in Bezug auf die globale Gesamtwohlfahrt gespro-

chen werden.  

2.1.3 „Trittbrettfahrer“-Problem 

In Fritsch (2018) wird ebenfalls das Trittbrettfahrer-Problem ausgeführt (S. 95). Dabei 

handelt es sich um die Problematik, dass nicht alle Beteiligten innerhalb eines abgegrenz-

ten Systems ihren Beitrag zur Vermeidung eines Schadens leisten, aber von dessen 

Beseitigung in gleichem Masse profitieren. Kann der Schaden abgewendet werden, so 

profitieren die renitenten Individuen ebenfalls von der Abwendung des Schadens, ohne 

sich an den Vermeidungskosten beteiligt zu haben. Tritt der Schaden trotzdem ein, so 



  5 
 

werden diejenigen doppelt belastet, die ihren Beitrag zur Schadensvermeidung geleistet 

haben. 

Bei der Thematik globaler Treibhausgasemissionen zeigt sich der gleiche Effekt. Natio-

nen, die sich nicht an der Vermeidung der Treibhausgasemissionen beteiligen, profitieren 

dennoch, wenn die übermässige Klimaerwärmung vermieden werden kann.  

2.1.4 Eingriffsmöglichkeiten 

Es bestehen verschiedene Eingriffsmöglichkeiten, um den in den vorhergehenden Kapi-

teln ausgeführten Auswirkungen des Marktversagens zu begegnen. Eine Auswahl 

möglicher Massnahmen wird nachfolgend eingeführt. Alle Eingriffsmöglichkeiten zielen 

darauf ab, dass die Beteiligten die externen Effekte in ihre Kosten-Nutzen-Abwägung 

einbeziehen.  

Moralische Appelle 

Durch einen moralischen Appell wird versucht, zu einem für die Gesamtwohlfahrt vor-

teilhaften Verhalten zu motivieren. Gemäss Fritsch (2018) zeigen moralische Appelle nur 

eine begrenzte Wirksamkeit (S. 105). Aus rein ökonomischer Perspektive besteht kein 

Anreiz, den eigenen Nutzen zugunsten anderer freiwillig zu reduzieren. 

Am ehesten wird ein Erfolg in kleinen Gruppen von Betroffenen erreicht, bei denen ein 

Verstoss gegen die definierte Moral eines Akteurs für die anderen sichtbar wird.  

Ge- und Verbote 

Mit Ge- und Verboten können laut Fritsch (2018) unerwünschte Verhaltensweisen direkt 

beeinflusst werden, allerdings ist eine wohlfahrtsoptimierende Dosierung der Einschrän-

kung schwierig umsetzbar oder stellt einen unverhältnismässigen Eingriff in die 

Eigentumsrechte oder Rechte der Selbstbestimmung von einzelnen Beteiligten dar (S. 

111).  

Als Beispiel für ein Verbot kann das von der MuKEn 2014 (Konferenz Kantonaler Ener-

giedirektoren, 2018, S. 10) geforderte Verbot für die Installation von neuen 

Elektroheizungen und das Gebot zum Ersatz von bestehenden Elektroheizungen inner-

halb von 15 Jahren angeführt werden.  
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Erhebung von Steuern und Abgaben 

Eine weitere Möglichkeit Einfluss zu nehmen, besteht über die Errichtung von Steuern 

oder Abgaben. Der Unterschied zwischen Steuern und Abgaben besteht darin, dass Steu-

ern dem allgemeinen Budget einer Gruppe zugeführt werden, wogegen Abgaben mit einer 

Zweckbindung verknüpft sind (Fritsch, 2018, S. 112). 

Da in der Regel das genaue Optimum unter Einbezug der sozialen Grenzkosten nicht 

eindeutig zu bestimmen ist, wird der zu erreichende Zielwert von der Politik auf 

Empfehlung von Fachpersonen vorgegebenen. Über die Errichtung einer Steuer oder 

Abgabe wird das Angebot so verteuert, dass die angestrebte Reduktion der Nachfrage 

erreicht werden kann.  

Subventionen 

Mit der Entrichtung einer Subvention kann der Angebotspreis reduziert werden. Dadurch 

steigt die nachgefragte Menge des subventionierten Produktes. Die Entrichtung von Sub-

ventionen wird insbesondere zur Erneuerung des Gebäudeparks aktiv eingesetzt. 

2.1.5 Grenzkosten der Schadensvermeidung 

Bei der Reduktion oder im Extremfall Vermeidung einer negativen Externalität treten 

Kosten auf, die als Grenzschaden bezeichnet werden (Fritsch, 2018, S. 91). Das Ziel eines 

Eingriffes ist es, ein Optimum zwischen Grenzschaden und Grenzkosten der Schadens-

vermeidung anzustreben (Abbildung 2).  

 

Abbildung 2: Grenzkosten vs. Grenzschaden bezüglich des Wohnflächenkonsums (in Anlehnung an 

Fritsch, 2018, S. 91) 



  7 
 

Ab einer gewissen Reduktion des Wohnflächenkonsums sind die Grenzkosten für die 

Vermeidung des Konsums grösser als der durch den Wohnflächenkonsum auftretende 

Grenzschaden. Bezüglich der Gesamtwohlfahrt ist das diesbezügliche Optimum anzustre-

ben.  

2.2 Statistische Grundlagen 

2.2.1 Entwicklung Pro-Kopf-Wohnflächenkonsum 

Der Pro-Kopf-Wohnflächenkonsum hat in den letzten Jahrzehnten stark zugenommen, 

wobei sich das Wachstum in den letzten Jahren gemäss Abbildung 3 abgeschwächt hat 

(Bundesamt für Statistik nachfolgend BFS, 2016, S. 18; BFS, 2019a, S. 15; Institut für 

Wirtschaftsstudien Basel, 2016, S. 4). Eine Perspektive für die Zukunft ist schwierig, da 

der Pro-Kopf-Wohnflächenkonsum von verschiedenen Faktoren abhängig ist. Laut einer 

Schätzung des Bundesamtes für Raumentwicklung wird bis ins Jahr 2030 mit einem Wert 

von 55 m2 gerechnet, wobei auch 2-3 m2 Wohnraum ausserhalb des Hauptwohnsitzes 

berücksichtigt wurde (Gmünder, 2013, S. 3). 

 

Abbildung 3: Zunahme des Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauchs in der Schweiz (Daten: BFS, 2016, S. 18; 

BFS, 2019a, S. 15; Institut für Wirtschaftsstudien Basel, 2016, S. 4).  

Eine Veränderung des Wohnflächenkonsums kann auf verschiedene Faktoren zurückge-

führt werden. Die wichtigsten Faktoren werden nachfolgend erläutert (Deschermeier & 

Henger, 2015, S. 29; BFS, 2019a, S. 12-15).  

Wohneigentum 

Einer der relevantesten Faktoren des zunehmenden Wohnflächenverbrauchs ist die stei-

gende Wohneigentumsquote (BFS, 2019a, S. 13). Wie in Abbildung 3 dargestellt, ist der 

Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauch bei Wohneigentum durchschnittlich um etwa 12 m2 

grösser. Dies hängt damit zusammen, dass Einfamilienhäuser und Eigentumswohnungen 
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grosszügigere Grundrisse aufweisen und die Umzugsneigung wesentlich tiefer ist. Perso-

nen mit selbstbewohntem Wohneigentum bauen häufig eine emotionale Bindung zum 

Objekt auf und sind gut in der Umgebung verwurzelt. Auch der hohe Aufwand für einen 

Verkauf und allfälligen Neukauf eines Ersatzobjektes führt dazu, dass viele Personen in 

Wohnobjekten bleiben, obwohl diese für ihre aktuelle Lebenssituation nicht mehr adäquat 

sind.  

Grundrissgestaltung 

Wie in Abbildung 4 dargestellt, kann bei neueren Wohneinheiten eine deutliche Zunahme 

der Wohnungsgrösse festgestellt werden (BFS, 2019a, S. 12). Zwischen der Bauperiode 

mit den kleinsten durchschnittlichen Wohneinheiten und den grössten durchschnittlichen 

Wohneinheiten beträgt die Zunahme 38 %. 

 

Abbildung 4: Durchschnittliche Wohnungsgrösse nach Bauperiode (in Anlehnung an BFS, 2019a, S. 12) 

Laut Heye, Fuchs und Blarer (2013) ist bei den Neubauwohnungen zusätzlich problema-

tisch, dass die Grundrisse in Bezug auf verschiedene Lebensphasen wenig flexibel sind 

und aufgrund des Layouts nur eine begrenzte Zielgruppe angesprochen wird (S. 8).  

Haushaltsgrösse 

Die Haushaltsgrösse ist aufgrund von Veränderungen in der Gesellschaft in den letzten 

Jahren deutlich gesunken (BFS, 2017, S. 5), was auf die Zunahme von Trennungen, aber 

auch die Veränderung der Lebensmodelle zurückgeführt wird (Gmünder, 2013, S. 8). 

Bei Mietwohnungen konnte durch das Statistische Amt des Kantons Zürich (2017) auf-

gezeigt werden, dass 45 % des Wohnflächenverbrauchs auf die Haushaltsgrösse 

zurückgeführt werden kann (S. 10). Dies erscheint naheliegend, da ein Mehrpersonen-

haushalt gemeinsam nutzbare Flächen wie Küche, Nasszellen und Wohnbereich aufweist.  
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Alter 

Gemäss Heye (2019) nimmt die durchschnittliche Wohnfläche mit zunehmendem Alter 

markant zu (S. 6). Im Vergleich zum Jahr 2000 kann gemäss Abbildung 5 insbesondere 

bei Personen ab 65 eine Zunahme des Wohnflächenkonsums um 25 bis 30 % festgestellt 

werden. Nebst dem steigenden Anteil von verwitweten Personen kann die Zunahme auf 

den Remanenzeffekt, die fehlende Bereitschaft umzuziehen, zurückgeführt werden 

(Heye, 2019, S. 8). So leben mehr als 50% der über 85-Jährigen länger als 40 Jahre in der 

gleichen Wohnung (Heye, 2019, S. 7). Aufgrund der zunehmenden Alterung der Gesell-

schaft ist folglich mit einer weiteren Zunahme des Wohnflächenkonsums zu rechnen.    

 

Abbildung 5: Entwicklung des Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauch nach Lebensalter (Heye, 2019, S. 6) 

Immobilienpreise 

Steigende Immobilienpreise führen dazu, dass sich weniger Personen Wohneigentum 

leisten können. Dadurch sinkt der Anteil Wohneigentümer, was einen dämpfenden Effekt 

auf den durchschnittlichen Wohnflächenkonsum zur Folge hat.  

Einkommen 

Zwischen dem Einkommen und dem Wohnflächenkonsum kann kein direkter Zusam-

menhang festgestellt werden. Aufgrund ökonomischer Überlegungen ist aber zu 

erwarten, dass sich die Nachfragekurve bei einem höheren Einkommen nach rechts ver-

schiebt, wodurch mehr Wohnraum nachgefragt wird. Delbaggio, Wanzenried und 

Mowers (2018) konnten in einer Studie zum subjektiven Überkonsum von Wohnraum 

aufzeigen, dass die Teilstichprobe mit der Selbsteinschätzung einer zu grossen Wohnung 

ein höheres durchschnittliches Einkommen als die gesamte Stichprobe aufweist (S. 318).  
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Mietkosten 

Gemäss dem Statistischen Amt des Kantons Zürich (2017) kann zwischen der Wohnflä-

che pro Person und dem Quadratmeterpreis ein umgekehrt exponentieller Zusammenhang 

festgestellt werden (S. 11). Dies erklärt den in den Städten und Nebenzentren deutlich 

tiefer liegenden Wohnflächenkonsum im Vergleich zu anderen Agglomerationsgemein-

den (Gmünder, 2013, S. 5). 

Zusammenfassung der Faktoren 

Zusammenfassend sind die massgebenden Einflussfaktoren in Tabelle 1 aufgeführt. 

Zunahme der Pro-Kopf-Wohnfläche Abnahme der Pro-Kopf-Wohnfläche 

 Sinkende Haushaltsgrössen 

 Alterung der Bevölkerung 

 Zunahme Eigentumsanteil 

 Erneuerung des Gebäudeparks  

 Steigendes Einkommen 

 Steigende Immobilienpreise 

 Steigende Wohnungsmieten 

 Urbanisierung 

 Abnahme Anteil Einfamilienhäuser 

Tabelle 1: Einflussfaktoren des Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauchs 

2.2.2 Siedlungsflächenverbrauch 

Der Siedlungsflächenverbrauch hat in den letzten Jahrzehnten deutlich zugenommen, 

wobei ein Grossteil der Zunahme auf das Bevölkerungswachstum zurückgeführt werden 

kann. Der Siedlungsflächenkonsum hat zwischen 1985 und 2009 um 23.4 % 

zugenommen, während die Bevölkerung im gleichen Zeitraum um 17.5 % gewachsen ist 

(BFS, 2013, S. 10). 

Etwa ein Drittel der Siedlungsfläche pro Einwohner entfällt auf das Wohnareal 

(Bundesamt für Raumentwicklung, nachfolgend ARE genannt, 2014, S. 7). In dieser 

Unterkategorie kann seit dem Jahr 1985 eine indexierte Zunahme von 44 % bis ins Jahr 

2009 beobachtet werden (Abbildung 6), was prozentual deutlich über der 

Bevölkerungszunahme von 17.5 % liegt. (ARE, 2014, S. 7).  
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Abbildung 6: Indexierte Zunahme Wohnareal und Bevölkerung (ARE, 2014, S. 7) 

Die aktuellen statistischen Grundlagen zum Wohnareal sind noch nicht abschliessend 

erhoben. Es zeichnet sich ab, dass sich die Siedlungsflächenzunahme seit 2009 trotz einer 

steigenden Bevölkerungszunahme leicht abgeschwächt hat (BFS, 2018, S. 1).   

Gemäss Heye (2013) führen Neubauten nicht wie angestrebt zu einer verdichteten 

Bauweise, es kann also nicht von einem haushälterischen Umgang mit der endlichen 

Ressource Boden gesprochen werden (S. 8).  

2.2.3 Klimabelastung  

Mit der Emission von Treibhausgasen wird durch menschliche Einflüsse die Atmosphäre 

verändert, was zu einer Zunahme der globalen Durchschnittstemperatur führt. Unter 

Fachpersonen besteht Einigkeit, dass eine Zunahme der globalen Durchschnittstempera-

tur um mehr als zwei Grad Celsius mit grossen Risiken verbunden ist und sich teils erst 

nach Jahrhunderten wieder einpendeln würde (Bundesamt für Umwelt, nachstehend 

BAFU, 2018, S. 7). Es werden ausgeprägtere Hitze- und Dürreperioden, eine Zunahme 

von Stürmen und ein relevanter Anstieg des Meeresspiegels aufgrund der Gletscher-

schmelze in den Polregionen prognostiziert (BAFU, 2018, S. 7).  

Zur Abschätzung der gesamten Klimabelastung können alle Treibhausgase in CO2-Äqui-

valenten ausgedrückt werden. Gemäss dem Bericht «Klimapolitik der Schweiz» des 

BAFU (2018) können die Treibhausgasemissionen von Privathaushalten den Kategorien 

gemäss Abbildung 7 zugeordnet werden (S. 14). Bei der prozentualen Berechnung wurde 

der Verbrauch der Regierung und gemeinnütziger Institutionen sowie die Kapitalbildung 

ausgeklammert, da diese durch Privathaushalte nicht wesentlich beeinflussbar sind.  
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Abbildung 7: Ausstoss CO2-Äquivalente durch private Haushalte (in Anlehnung an Treeze/Rütter, 2015; 
zit. in BAFU, 2018, S. 14) 

Je nach Aggregierung fallen die prozentualen Verhältnisse leicht unterschiedlich aus, wo-

bei jeweils die Bereiche Wohnen, Mobilität und Ernährung als massgebende 

Emissionskategorien identifiziert werden.  

Kaya Identität für Wohnen 

Für die Umweltbelastung durch Wohnen kann nach Mavromatidis, Orehounig, Richner 

und Carmeliet (2015) in Analogie zur allgemeinen Kaya-Identität ein Zusammenhang für 

die Umweltbelastung aufgezeigt werden (S. 344).  

𝐶𝑂 -Ä𝑞𝑢𝑖𝑣𝑎𝑙𝑒𝑛𝑡𝑒
𝐶𝑂  -Ä𝑞𝑢𝑖𝑣𝑎𝑙𝑒𝑛𝑡𝑒
𝐸𝑛𝑒𝑟𝑔𝑖𝑒𝑒𝑖𝑛ℎ𝑒𝑖𝑡

  
𝐸𝑛𝑒𝑟𝑔𝑖𝑒𝑣𝑒𝑟𝑏𝑟𝑎𝑢𝑐ℎ

𝑚 𝐸𝐵𝐹
  

𝑚 𝐸𝐵𝐹
𝐸𝑖𝑛𝑤𝑜ℎ𝑛𝑒𝑟

  𝐵𝑒𝑣ö𝑙𝑘𝑒𝑟𝑢𝑛𝑔 

Gemäss dieser Herleitung können die Emissionen von CO2-Äquivalenten im Bereich 

Wohnen durch die Bevölkerung der Schweiz auf die folgenden vier Faktoren zurückge-

führt werden:  

 Emittierte CO2-Äquivalente pro Energieeinheit 

 Energieverbrauch pro m2 Energiebezugsfläche 

 Energiebezugsflächenverbrauch pro Einwohner 

 Gesamtbevölkerung der Schweiz  

Die Energiebezugsfläche umfasst alle beheizten oder klimatisierten ober- und unterirdi-

schen Geschossflächen (Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein, nachstehend 

SIA, 2015, S. 8). Die Energiebezugsfläche pro Person korreliert aufgrund der ähnlichen 

Definition stark mit dem Wohnflächenkonsum. Die im Vergleich zur Steigerung des 

Wohnflächenkonsums geringere Zunahme der Energiebezugsfläche im Betrachtungszeit-

raum 1990 bis 2017 um 9 %, kann darauf zurückgeführt werden, dass bei der Betrachtung 

durch Altenburger (2018) nicht nur Wohnflächen herangezogen wurden (S. 16).  
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Etwa ein Fünftel der erreichten Verbesserung des Energieverbrauchs pro m2 Energiebe-

zugsfläche und der Reduktion des CO2-Anteils bei der Energieproduktion wird gemäss 

Abbildung 8 durch die Zunahme des Flächenkonsums kompensiert.  

 

Abbildung 8: Entwicklung der Bevölkerung, Energiebezugsfläche pro Person, CO2-Ausstoss pro Energie-

einheit und Energieverbrauch pro m2 EBF in der Schweiz (Altenburger, 2018, S. 16) 

Graue Energie bei der Wohnraumerstellung 

Bei der Betrachtung der Kaya-Identität bleibt der Anteil der grauen Energie unberück-

sichtigt. Da neu erstellte Gebäude hinsichtlich des Energieverbrauchs deutlich optimiert 

werden, erhält der Energieverbrauch für die Gebäudeerstellung und den Rückbau eine 

zunehmende Bedeutung (EnergieSchweiz, 2017, S. 4).  

2.3 Politische Grundlagen 

2.3.1 Politisch ökonomische Analyse 

Bei der Frage nach der Umsetzbarkeit möglicher Steuerinstrumente ist es zentral einen 

Blick auf die politische Entscheidungsfindung zu legen. Dazu kann die Theorie der neuen 

politischen Ökonomie beigezogen werden, welche eine enge Verflechtung zwischen der 

Politik und der Wirtschaft postuliert. Laut Frey (1977) ist fast jeder Bereich der Wirt-

schaft von Entscheidungen in der Politik beeinflusst (S. 11). In der Schweiz kann das 

politische System als teilwiese offen bezeichnet werden, in welchem Einflüsse von aussen 

möglich sind und die Beteiligten nicht über vollständige Information verfügen (Frey & 

Kirchgässner, 2002, S. 9).  

Laut Frey (2012) besteht zudem eine Diskrepanz in der Organisierbarkeit der Interessen 

(S. 2). So lassen sich Produzierende deutlich besser organisieren als Konsumierende und 

Steuerzahlende. Die Produzierenden haben ein grosses Interesse gegen für sie nachteilige 
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Massnahmen in ihrem Tätigkeitsfeld zu opponieren, da sie davon stark betroffen sind. 

Konsumierende oder Steuerzahlende sind in Bezug auf die Gesamtausgaben und auf-

grund der höheren Anzahl involvierter Personen durch die gleiche Massnahme deutlich 

weniger betroffen und deshalb weniger gut organisierbar.  

Die Entscheidungen in der Politik werden von verschiedenen beteiligten Gruppen beein-

flusst, welche im Folgenden analysiert werden:  

Regierung 

Die Regierung ist nicht frei in ihren Entscheidungen, weil die Haltung der eigenen Wäh-

lerschaft und die Meinung von Interessengruppen berücksichtigt werden muss. Laut Frey 

und Kirchgässner (2002) lässt sich eine Tendenz zur Strukturerhaltung beobachten, da 

bei einer Strukturveränderung direkt Betroffene der Regierung ihre Stimme entziehen, 

wogegen die nur leicht bevorzugte Allgemeinheit ihr Verhalten nicht anpasst (S. 7).  

Weiter stellen Frey und Kirchgässner (2002) fest, dass die Wünsche der Bürgerinnen und 

Bürger weit weniger umgesetzt werden, als sich dies ein Manager oder eine Managerin 

in der Privatwirtschaft gegenüber seinen Kundinnen und Kunden erlauben könnte (S. 8).  

Wählerinnen und Wähler 

Die Wählerinnen und Wähler verfügen nur über eingeschränkte Informationen als Ent-

scheidungsgrundlage, können aber über Wahlen ihre Zufriedenheit mit der Regierung 

auszudrücken. In der Schweiz besteht durch die direkte Demokratie zudem die Möglich-

keit, sich über Abstimmungen und Volksinitiativen an den politischen Entscheidungen zu 

beteiligen.  

Interessengruppen 

Weitere wichtige Beteiligte in der politischen Landschaft sind die bestehenden Interes-

sengruppen (Frey & Kirchgässner, 2002, S. 9). Diese nehmen über Lobbying, öffentliche 

Äusserungen oder politische Kundgebungen Einfluss auf politische Entscheide. Die Inte-

ressengruppen sind teilweise sehr gut organisiert und können dadurch die Maximierung 

der Gesamtwohlfahrt zu ihren Gunsten beeinflussen. In Zusammenhang mit dem Wohn-

flächenkonsum können Wirtschaftsverbände, der Mieterinnen- und Mieterverband, der 

Hauseigentümerverband und Klimaschutzverbände als Interessengruppen identifiziert 

werden.  
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Anspruchsgruppen 

Zur Beurteilung der politischen Umsetzbarkeit einer politischen Veränderung ist es zent-

ral, die bevorzugten und benachteiligten Anspruchsgruppen einer Massnahme zu 

identifizieren und deren Einfluss auf die politische Entscheidungsfindung abzuschätzen. 

Bei den untersuchten Steuerungsinstrumenten wird jeweils evaluiert, wer durch eine 

Steuerungsmassnahme gewinnt oder verliert. In Abbildung 9 sind die für die Thematik 

relevanten Anspruchsgruppen mit der erwarteten Haltung dargestellt.  

 

Abbildung 9: Zusammenstellung der Anspruchsgruppen bezüglich einer Steuerung des Wohnflächenkon-

sums (in Anlehnung an Gmünder, 2010, S. 69) 

2.3.2 Aktuelle Politische Entwicklung 

Aus den letzten Parlamentswahlen im Jahr 2019 gingen die Grüne Partei und die Grünli-

berale Partei als Siegende hervor. Die Medien berichteten von der Grünen Welle (Hotz, 

2019) oder von einem historischen Resultat (SRF, 2019). Obwohl die beiden Parteien mit 

gemeinsam neu 21 % deutliche Gewinne ausweisen konnten, sind für eine Mehrheit in 

Nachhaltigkeitsfragen weitere Parteien zu gewinnen. In Abbildung 10 kann anhand der 

Entwicklung der Wähleranteile abgelesen werden, wie ausgeprägt diese Zunahme der 

Wahlanteile der ökologisch ausgerichteten Parteien ausgefallen ist.   



  16 
 

 

Abbildung 10: Entwicklung Parteistärken im Nationalrat (BFS, 2019c, S. 7) 

Nebst den deutlichen Gewinnen der Grün- und Grünliberalen Partei hat auch die FDP an 

der Delegiertenversammlung vom 22.06.2019 ein Positionspapier zur freisinnigen Um-

welt- und Klimapolitik verabschiedet (FDP, 2019, S. 1). Obwohl die Eigenverantwortung 

stark betont wird, werden gemäss dem verabschiedeten Positionspapier auch Lenkungs-

massnahmen und Restriktionen angestrebt.  

2.3.3 Klimastreikbewegung 

Durch die Klimastreikbewegung ist der Klimaschutz in der öffentlichen Wahrnehmung 

stärker in den Vordergrund getreten. Auch wenn die Effekte der Strassenproteste schwie-

rig abzuschätzen sind, konnte in der Wahl nach den regelmässigen Kundgebungen eine 

Wahlverhaltensänderungen zugunsten ökologisch nachhaltiger Parteien festgestellt wer-

den.  

2.4 Verhaltenstheoretische Grundlagen 

Im Rahmen der Untersuchung werden über eine Umfrage und Interviews empirische Da-

ten erhoben. Die erhobenen Daten sind gemäss Fritsch (2018) kritisch zu prüfen (S. 107). 

So neigen Umfrageteilnehmende zur Übertreibung der Zahlungsbereitschaft, falls diese 

davon ausgehen, dass sie von einer Steuer nicht belastet werden.  

Weiter kann beobachtet werden, dass die Umfrageresultate davon abhängen, ob die Be-

fragten über grundlegende Zusammenhänge der Thematik informiert sind (Fritsch, 2018, 

S. 148). 

In der Sozialpsychologie wurde der Zusammenhang zwischen Einstellung und Verhalten 

mehrfach untersucht. So kann gemäss Mummendey (1988) nur eine leicht positive Kor-

relation zwischen Einstellung und Verhalten festgestellt werden (S. 2).   
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Ein solches Verhalten wird in Bezug auf den Wohnflächenkonsum vermutet. Obwohl 

viele Personen eine Reduktion des Wohnflächenkonsums zur Begrenzung der Siedlungs-

fläche und der Treibhausgasemissionen unterstützen, sind diese wahrscheinlich dennoch 

nicht bereit, aus ideologischen Motiven auf Wohnfläche zu verzichten.  

2.5 Bestehende Untersuchungen zur Thematik 

2.5.1 Analyse von Instrumenten zur Steuerung des Wohnflächenkonsums  

Durch das Institut für Wirtschaftsstudien Basel (2016) wurde eine Auslegeordnung mög-

licher Instrumente erstellt, mit denen der Wohnflächenkonsum gesteuert werden kann (S. 

18). Die folgenden Instrumente wurden vorgeschlagen und in vier Unterkategorien grup-

piert:  

Regulierungsinstrumente 

 Generelle Belegungsvorschriften 

 Spezifische Belegungsvorschriften (bei Objektförderung) 

 Generelle m2-Vorgabe nach Wohnungsgrösse 

 Spezifische m2-Vorgabe nach Wohnungsgrösse (bei Objektförderung) 

 Beschränkung Vorbezug für Wohneigentum 

 Lockerung der Mietpreisfestsetzung 

Förderinstrumente (Subventionscharakter) 

 Umzugshilfen (Beratung) 

 Umzugshilfen (monetär) 

 Förderbeiträge für flächensparendes Wohnen 

 Planerischer Dichtebonus für flächensparendes Wohnen 

Wohnspezifische Lenkungsabgaben 

 Wohnflächensparbonus 

 Wohngebäudesparbonus 

Steuerung mittels steuerlicher Anreize 

 Anpassung Eigenmietwert 

 Neugestaltung Liegenschaftsbewertung 

Als Massnahmen mit hoher Wirksamkeit werden nebst den generellen Vorgaben für Neu-

bauwohnungen (Belegung und Fläche) die wohnspezifische Lenkungsabgabe, eine 

Lockerung der Mietpreisfestsetzung und ein planerischer Dichtebonus identifiziert 



  18 
 

(IWSB, 2016, S. 80). Die Studie kommt zum Schluss, dass alle Massnahmen mit einer 

hohen Wirksamkeit politisch nicht umsetzbar sind.  

2.5.2 Wohnumfrage 2017 

Im Jahr 2017 wurde durch die Forschungsstelle sotomo (2017) im Auftrag des VZI, SVIT 

Zürich und des HEV Zürich eine Wohnumfrage mit 1616 Teilnehmenden durchgeführt. 

Bei der Umfrage gaben, wie in Abbildung 11 dargestellt, über die Hälfte der Antworten-

den an, auf mindestens 10 % der Wohnfläche verzichten zu können, ohne eine 

Einschränkung der Lebensqualität in Kauf nehmen zu müssen (S. 15). Ein Drittel der 

Teilnehmenden könnte sogar auf 20 % der Wohnfläche verzichten. Es kann festgestellt 

werden, dass die verzichtbare Wohnfläche mit steigender Wohnungsgrösse zunimmt.  

 

Abbildung 11: Verzicht an Wohnfläche ohne Einschränkung Lebensqualität (sotomo, 2017, S. 15) 
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3. Forschungsziel und Hypothesen 

3.1 Forschungsziel 

Bezugnehmend auf die wohlfahrtstheoretischen und statistischen Grundlagen aus den 

vorhergehenden Kapiteln erscheint es notwendig und gerechtfertigt, den Wohnflächen-

konsum mit geeigneten Steuerungsinstrumenten zu lenken.  

Je nach Instrumentendesign beeinflusst ein Steuerungsinstrument eine unterschiedliche 

Grundgesamtheit an Personen. Beschränkt sich ein Instrument auf den Mietwohnungs- 

oder Eigentumsmarkt, so muss das Instrument eine umso ausgeprägtere Wirkung entfal-

ten, um den durchschnittlichen Wohnflächenverbrauch der Gesamtbevölkerung im 

gleichen Ausmass reduzieren zu können.  

Die vorliegende Arbeit fokussiert auf Steuerungsinstrumente mit hoher Wirksamkeit zur 

Reduktion des Wohnflächenflächenkonsums. Demzufolge werden Massnahmen zur 

Steuerung einer im Vergleich zur Gesamtheit beschränkten Gruppe nicht genauer be-

trachtet.   

Je mehr Personen von einer Steuerungsmassnahme beeinflusst werden, desto schwieriger 

wird die Umsetzung dieser Massnahme, da die Anzahl Verlierende zunimmt. In einem 

Umfeld mit zunehmender Sensibilität bezüglich des Klimaschutzes, steigt wiederum die 

Bereitschaft, die eigenen Interessen und Vorteile zugunsten einer übergeordneten Prob-

lematik zurückzustellen. Die vorgeschlagenen Steuerungsinstrumente werden in Bezug 

auf dieses Spannungsfeld überprüft. 

Forschungsziel:  

Im Rahmen der Masterarbeit wird evaluiert, inwiefern einzelne Steuerungsinstru-

mente mit hoher Wirksamkeit zur Reduktion des privaten Wohnflächenkonsums 

oder deren Kombination von der Bevölkerung und der Politik akzeptiert werden. 

3.2 Hypothesen 

Zur Umsetzung von Steuerungsmassnahmen des Wohnflächenkonsums ist die Unterstüt-

zung einer Mehrheit in der Bevölkerung und auf politischer Ebene erforderlich. Zur 

Abschätzung der Einstellung zu möglichen Massnahmen wird bei beiden Gruppen eine 

empirische Untersuchung durchgeführt.  

Da der Pro-Kopf-Wohnflächenkonsum gemäss Kapitel 2.2.1 nach wie vor steigend ist, 

wird davon ausgegangen, dass unter den aktuellen gesetzlichen Rahmenbedingungen die 

Bevölkerung nicht bereit ist, den eigenen Wohnflächenkonsum zu reduzieren. Auch eine 
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Orientierung über die Auswirkungen des Wohnflächenverbrauchs wird die Bereitschaft 

kaum erhöhen, den Wohnflächenverbrauch ohne gesetzliche Anpassung zu reduzieren.  

Hypothese 1:  

Auch wenn die Bevölkerung über die Auswirkungen des hohen Wohnflächenkon-

sums auf das Klima und die Siedlungsfläche informiert wird, besteht unter den 

aktuellen Rahmenbedingungen kaum Bereitschaft den individuellen Wohnflächen-

konsum zu reduzieren.  

In Anlehnung an den verhaltenstheoretischen Effekt gemäss Kapitel 2.4 wird davon aus-

gegangen, dass die Bevölkerung bereit ist, die gesetzlichen Rahmenbedingungen so 

anzupassen, dass die externen Kosten des Wohnflächenkonsums selbst übernommen wer-

den müssen und das Trittbrettfahrerproblem gemäss Kapitel 2.1.3 vermieden werden 

kann.  

Hypothese 2:  

Wird die Bevölkerung über die Auswirkungen des hohen Wohnflächenkonsums auf 

das Klima und die Siedlungsfläche informiert, so besteht die Bereitschaft, eine Steu-

erung zur Reduktion des Wohnflächenverbrauchs zu unterstützen. 

Bei den Politikerinnen und Politikern ist je nach politischer Ausrichtung von sehr unter-

schiedlichen Positionen auszugehen. Es wird vermutet, dass die Offenheit für 

Steuerungsmassnahmen einerseits durch die eigene Auseinandersetzung mit der Thema-

tik und andererseits durch die politische Haltung beeinflusst wird.  

Hypothese 3:  

Je mehr sich Personen aus der Politik mit Raumplanungs- und Umweltthemen aus-

einandergesetzt haben, desto eher sind sie auf die Auswirkungen des 

Wohnflächenverbrauchs sensibilisiert. 

Aufgrund der in Kapitel 2.2 aufgezeigten Relevanz der Thematik wird davon ausgegan-

gen, dass unter den in Kapitel 2.3.2 aufgezeigten klimafreundlicheren 

Rahmenbedingungen eine erhöhte Bereitschaft zur Umsetzung von Steuerungsmassnah-

men besteht. Insbesondere wird dies angenommen, wenn ausgewogene Massnahmen 

vorgeschlagen werden, die nicht einseitig die Anliegen einer politischen Polpartei auf-

nehmen.  
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Hypothese 4:  

Wenn Personen aus der Politik ausgewogene Steuerungsmassnahmen mit hoher 

Wirksamkeit zur Reduktion des Wohnflächenkonsums vorgestellt werden, dann be-

steht die Bereitschaft, diese auf politischer Ebene zu diskutieren und umzusetzen. 
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4. Instrumente zur Steuerung des Wohnflächenkonsums 

Wie in Kapitel 1.2 beschrieben, wird im Rahmen der Masterarbeit der Fokus auf Steue-

rungsinstrumente mit hoher Wirksamkeit gelegt. Steuerungsinstrumente wie eine 

generelle Belegungsvorschrift oder eine generelle m2-Wohnflächenvorgabe nach Woh-

nungsgrösse werden aufgrund der offensichtlich fehlenden Umsetzbarkeit nicht weiter 

untersucht.  

Eine Steuerung des Wohnflächenkonsums ist als sogenannter «Second-Best» Ansatz zu 

klassieren, da der Verbrauch von Wohnfläche keine direkten negativen Auswirkungen 

hat. Als «First-Best-Ansatz» wäre in Bezug auf den Klimaschutz eine direkte Steuerung 

der Treibhausgasemissionen, respektive bezüglich dem Siedlungsflächenverbrauch eine 

direkte Steuerung der Siedlungsfläche anzustreben. 

Dennoch kann eine Steuerung des Wohnflächenkonsums einen massgeblichen Beitrag 

zur Reduktion der Treibhausgasemissionen und des Siedlungsflächenverbrauchs leisten. 

4.1 Ziele der Steuerungsinstrumente 

Das primäre Ziel der Steuerungsinstrumente ist es, eine dämpfende Wirkung auf den Pro-

Kopf-Wohnflächenverbrauch zu entfalten. Dieses Primärziel wird über die Fokussierung 

auf die folgenden Nebenziele erreicht:  

 Es bestehen Anreize, dass Personen eine Wohneinheit wählen, die ihrer aktuellen 

Haushaltsgrösse entspricht.  

 Wechselbereite Haushalte finden in Ihrem Wohnumfeld eine neue Wohnung mit 

einer im Verhältnis zur Wohnungsgrösse angemessen Mietzinsveränderung.  

 Es bestehen Anreize für Investoren flächenreduzierte Wohnungen zu erstellen und 

zu vermieten.  

 Die negativen Externalitäten durch die übermässige Produktion von Wohnraum 

werden durch die Verursacher getragen. 

4.2 Planerischer Ausnützungsbonus für flächenreduziertes Wohnen 

Wie in Kapitel 2.2.1 beschrieben, ist eine deutliche Zunahme der durchschnittlichen 

Wohnungsfläche bei neueren Gebäuden festzustellen. Mit dem Instrument «planerischer 

Ausnutzungsbonus für flächensparendes Wohnen» sollen bei Neubauprojekten Anreize 

für die Erstellung von flächenreduzierten Wohnungen geschaffen werden. Dies kann über 

eine Erhöhung der zulässigen Ausnützung bei der Erstellung von Wohnungen mit redu-

zierter Fläche erreicht werden. Das Instrument des Ausnützungsbonus wird in Zürich 
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bereits für Arealüberbauungen sowie in Zürich und im Kanton Luzern für Gebäude mit 

Erreichung der Energiekennzahlen von Minergie-P-Eco eingesetzt (BZO, 2016, S. 11; 

Stadt Zürich, 2016, S. 11-12; Kanton Luzern, 2014, S. 6). 

Um sicherzustellen, dass die Pro-Kopf-Wohnflächenreduktion nicht durch eine tiefe Be-

legung der Wohnungen unterlaufen wird, sind die Wohnungen an eine 

Belegungsvorschrift zu koppeln. Bei Genossenschaften sind Modelle mit Belegungsvor-

schriften etabliert und haben sich in der Praxis bewährt. Üblicherweise wird eine 

Personenbelegung „Anzahl Zimmer minus eins“ umgesetzt.  

Falls die Bauherrschaft zur Erstellung von flächenreduzierten Wohnungen bereit ist, pro-

fitiert Sie von einer höheren zulässigen Ausnützung. Dadurch resultiert eine Zunahme der 

vermietbaren Fläche für den Investor, wobei gleichzeitig das Angebot flächenreduzierter 

Wohnungen ausgeweitet wird. Auch das übergeordnete Ziel zur Reduktion des Sied-

lungsflächenverbrauchs wird durch die Einrichtung eines solchen Anreizes gefördert.  

Damit die Massnahme einen relevanten Beitrag zur Reduktion des Wohnflächenkonsums 

leisten kann, ist diese flächendeckend einzuführen. Wird das Instrument nur in einzelnen 

Kantonen, Gemeinden oder Bauzonen eingeführt, so reduziert sich die Reichweite deut-

lich.  

Technische Umsetzung des Steuerungsinstrumentes 

Als Ansatz für die technische Umsetzung wird eine Steigerung der zulässigen Ausnut-

zung um 10 % vorgeschlagen. Bei einer zulässigen Ausnutzung gemäss der Bau- und 

Zonenordnung von beispielsweise 50 %, könnte diese um 5 % auf gesamthaft 55 % ge-

steigert werden.  

Um dem Investor eine gewisse Flexibilität bei der Wohnungsgrösse und der Wohnungs-

belegung einzuräumen, wird anstelle von klar definierten maximalen Wohnungsgrössen, 

eine Zielgrösse des durchschnittlichen Wohnflächenverbrauchs der gesamten Liegen-

schaft vorgeschlagen, welche 20 % unter dem durchschnittlichen Wohnflächenverbrauch 

liegt. 

Das Beispiel in Abbildung 12 verdeutlicht das vorgeschlagene Steuerungsinstrument. Auf 

einem Grundstück von 800 m2 in einer Wohnzone mit 50 % zulässiger Ausnützung könn-

ten 400 m2 anrechenbare Wohnfläche gebaut werden. Wird diese Wohnfläche auf vier 

Wohnungen mit je 100 m2 verteilt, so resultiert bei einer Belegung mit jeweils zwei Per-

sonen ein durchschnittlicher Wohnflächenverbrauch von 50 m2 pro Person. Mit dem 
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planerischen Dichtebonus könnte die zulässige Wohnfläche auf 440 m2 gesteigert wer-

den, wenn ein durchschnittlicher Wohnflächenkonsum von 36 m2 pro Person langfristig 

eingehalten werden kann. 

 

Abbildung 12: Beispiel für die Wohnungsbelegung mit dem planerischen Dichtebonus  

4.3 Lockerung Mietrecht 

Ausgangslage 

Das geltende Mietrecht schreibt vor, dass Mieten in bestehenden Mietverhältnissen nur 

bei allgemeiner Teuerung, wertsteigernden Investitionen, Zunahme der Unterhalts- und 

Betriebskosten oder Zinssteigerungen angehoben werden dürfen. Diese sogenannte Miet-

preisfestsetzung führt dazu, dass insbesondere in Regionen mit knappem 

Wohnraumangebot ein grosser Unterschied zwischen Bestandes- und Angebotsmieten 

besteht. Gemäss Cathomen (2020) sind in den letzten Jahren die Mietzinsen über alle 

Wohnungsgrössen nominal um durchschnittlich 1.5 % gestiegen, wogegen die Angebots-

mieten aufgrund der Anpassung der Referenzzinssatzes sogar gesunken sind (S. 3).  

Von der Differenz zwischen Angebots- und Bestandesmieten profitieren Personen, die 

sehr lange in der gleichen Wohnung bleiben und dadurch einen Mietzins unter dem 

Marktniveau bezahlen. Wechselbereite langjährige Miethaushalte würden auf dem Markt 

für eine kleinere Wohnung teils gleiche oder höhere Mietzinsen bezahlen und verzichten 

daher auf den Umzug.  

Technische Umsetzung des Steuerungsinstrumentes  

Wird das Mietrecht so angepasst, dass eine moderate Mietzinserhöhung von einem Pro-

zent pro Jahr zulässig wird, kann der Unterschied zwischen Bestandes- und 

Angebotsmieten reduziert werden. Zur Sicherstellung einer möglichst sozialverträglichen 

Mietzinsanpassung der Bestandesmieten an die Angebotsmieten, sollte ein sprunghafter 
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Mietzinsanstieg unzulässig bleiben. Mieterinnen und Mieter könnten dadurch mit einer 

maximalen jährlichen Mietzinssteigerung von höchstens einem Prozent rechnen.  

4.4 Lenkungsabgabe Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauch 

Eine Lenkungsabgabe für den Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauch strebt eine direkte Be-

einflussung des Wohnflächenkonsums über ein Bonus-Malus System an. Die Abgabe 

könnte sowohl bei Miet- als auch bei Eigentumshaushalten erhoben werden. Haushalte, 

die einen tiefen Wohnflächenkonsum aufweisen, erhalten einen Bonus von Haushalten 

mit hohem Wohnflächenkonsum, wodurch sich eine Art «ökologische Umverteilung» 

ergibt. Haushalte mit hohem Wohnflächenkonsum erhalten Anreize den Wohnflächen-

konsum zu senken, respektive diesen langfristig zu planen.   

Das IWSB (2016) kommt zum Schluss, dass eine Pro-Kopf-Wohnflächenabgabe je nach 

Abgabesatz eine deutlich positive Verhaltensänderung erwirkt werden kann (S. 64).  

Abgabesatz 

Über die Preiselastizität kann die Auswirkung der Höhe des Abgabesatzes abgeschätzt 

werden. Die nachfrageseitige Preiselastizität wird in der Literatur relativ einheitlich mit  

-0.4 angegeben (Hilber, 2006, S. 12). Allerdings zeigen von Ehrlich, Schöni und Büchler 

(2018) auf, dass auf der Angebotsseite die Elastizität auf dem Mietwohnungsmarkt deut-

lich vom Eigentumswohnungsmarkt abweicht (S. 59). Auch auf der Nachfrageseite ist 

bei Miet- oder Eigentumsobjekten von einer stark unterschiedlichen Elastizität auszuge-

hen.  

Da mit der Lenkungsabgabe der überdurchschnittliche Wohnflächenkonsum verteuert 

und der unterdurchschnittliche Wohnflächenkonsum vergünstigt wird, ist eine statische 

Verwendung der Preiselastizität nicht zielführend. Korrekter wäre die Verwendung einer 

Grenzpreiselastizität, die nicht auf dem absoluten Flächenverbrauch beruht, sondern auf 

der Preiselastizität für zusätzlich konsumierten Wohnraum basiert. Auf eine Bestimmung 

der Preiselastizität wird in der vorliegenden Arbeit verzichtet, da die Auswirkungen nur 

qualitativ und nicht über ein ökonomisches Modell abgeschätzt werden.  

Datengrundlage 

Für die Umsetzung einer solchen Lenkungsabgabe ist die Wohnfläche jedes Haushaltes 

und die Anzahl Personen festzustellen, wobei national einheitliche Standards für die Be-

stimmung der Wohnfläche festzulegen sind. Darauf aufbauend kann der durchschnittliche 

Wohnflächenverbrauch berechnet und als Bezugsgrösse herangezogen werden.  
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Zielflächenkonsum 

Für die Umsetzung des Steuerungsinstrumentes ist der anzustrebende Wohnflächenkon-

sum festzulegen, wobei entweder eine Bandbreite oder eine punktuelle Zielgrösse 

definiert werden kann. Gemäss Tabelle 2 wird ein Wert ca. 10 % unter der durchschnitt-

lichen Wohnfläche als Zielflächenkonsum vorgeschlagen. Dadurch erfolgt eine 

Justierung des Instrumentes, so dass auch Personen mit durchschnittlichem Wohnflächen-

verbrauch Anreize erhalten, den Wohnflächenverbrauch zu senken.  

Bei der Definition des Zielflächenkonsums ist die Haushaltsgrösse zu berücksichtigen, da 

diese gemäss Kapitel 2.2.1 einen massgeblichen Anteil auf den Wohnflächenkonsum hat. 

Es wird eine Gewichtung gemäss Tabelle 2 in Anlehnung an die Werte der Erhebung im 

Kanton Zürich (Statistisches Amt des Kantons Zürich, 2017, S. 11) vorgeschlagen.  

 

Die Festlegung des Zielflächenkonsums unterhalb des durchschnittlichen Wohnflächen-

verbrauchs gemäss Abbildung 13 führt dazu, dass bei unterdurchschnittlichem 

Wohnflächenkonsum ein im Vergleich zum Malus überproportionaler Bonus ausbezahlt 

werden kann. Ab einer gewissen Wohnraumgrösse ist die Wohnhygiene nicht mehr ge-

geben, weshalb ab diesem Punkt eine Zunahme des Bonus abgelehnt wird. Dies wird in 

Abbildung 13 mit dem konstanten Bonus bei einer Unterschreitung des Wohnflächen-

konsums um 40 % abgebildet.  

Anzahl Personen  

im Haushalt  

Gewichtung  

Haushaltsgrösse 

Zielflächenkonsum 

Pro Person 

Zielflächenkonsum 

Total 

1 1.50 60 m2 60 m2 

2 1.00 40 m2 80 m2 

3 0.85 34 m2 102 m2 

4 0.70 28 m2 112 m2 

5 0.60 24 m2 120 m2 

6 0.55 22 m2 132 m2 

Tabelle 2: Gewichtungsfaktor für Haushaltsgrösse und Zielflächenkonsum 
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Abbildung 13: Vorschlag für eine mögliche Ausbildung der Lenkungsabgabe 

Umsetzung  

Durch das IWSB (2016) wird ein pauschaler Abgabesatz pro genutztem m2 Wohnraum 

vorgeschlagen, der anschliessend als Fixbetrag an die Haushalte zurückerstattet wird (S. 

62). Daraus resultiert ein sehr hohes Umverteilungsvolumen, was die Umsetzbarkeit er-

schwert. Zur Vermeidung der hohen Umverteilungsvolumen wird eine jährlich zu 

entrichtende Abgabe oder Gutschrift auf den Mehr- oder Minderverbrauch vorgeschla-

gen. Eine solche Abgabe oder Gutschrift hätte sensibilisierenden Charakter betreffend der 

Thematik des Wohnflächenverbrauchs, da stark vom Durchschnitt abweichende Haus-

halte jährlich mit einem relativ hohen Rechnungs- oder Gutschriftsbetrag konfrontiert 

werden.  

Bei einer Umsetzung der Massnahme wären folgende flankierende Massnahmen zu be-

rücksichtigen:  

Leerstand 

Das IWSB (2016) schlägt vor, bei Gemeinden mit einem Leerstand über 2% auf die Ab-

gabe zu verzichten und auch bei den anderen Gemeinden den Leerstand proportional zu 

berücksichtigen (S. 58). Durch die Berücksichtigung des Leerstandes könnte die Len-

kungsabgabe mit einer Überproduktion an Wohnraum ausgehebelt werden, da eine hohe 

Neubautätigkeit aufgrund der Absorptionszeit zumindest temporär eine Erhöhung des 

Leerstandes zur Folge hat. Dadurch würden Neubauwohnungen mit einem eher hohen 

Flächenverbrauch von der Abgabe ausgenommen. Es scheint daher eher zielführend zu 

sein, dass Gemeinden mit einer Nettoabwanderung gemäss Abbildung 14 von der Abgabe 

ausgenommen werden.  
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Abbildung 14: Veränderung der ständigen Wohnbevölkerung, 2010-2018 (Statistischer Atlas der Schweiz, 

2019) 

Falls eine zusätzliche dämpfende Massnahme auf die Angebotsmieten erwünscht ist, 

könnten Inhaber von leerstehenden Wohnungen mit einer pauschalen Flächenabgabe pro 

m2 belastet werden. Dadurch werden Anreize geschaffen, leerstehende Immobilien zu 

marktgerechten Preisen anzubieten und nur dort Entwicklungsprojekte umzusetzen, wo 

der entsprechende Bedarf besteht.  

Übergangsmassnahmen 

Die vorgeschlagene Massnahme bedeutet einen Eingriff in die Eigentumsrechte von Per-

sonen mit Wohneigentum und kann auch für Mieterinnen und Mieter mit einem hohen 

Pro-Kopf-Wohnflächenkonsum mit einer relevanten finanziellen Belastung einhergehen. 

Es wird daher vorgeschlagen, dass die Lenkungsabgabe mit einer zeitlichen Staffelung in 

Kraft tritt, so dass die betroffenen Haushalte genügend Zeit haben, ihre Wohnsituation 

auf die veränderten Verhältnisse anzupassen.  

4.5 Vergleich der untersuchten Steuerungsinstrumente 

Um die in den vorhergehenden Kapiteln vorgestellten Ansätze miteinander zu verglei-

chen, wird in Tabelle 3 eine qualitative Abschätzung der Auswirkungen durch die 

Steuerungsinstrumente zusammengestellt. Weiter werden auch die Profitierenden und 

Benachteiligten der jeweiligen Instrumente aufgeführt.   
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 Planerischer Ausnützungs-
bonus 

Lockerung Mietrecht Lenkungsabgabe Pro-Kopf-
Wohnflächenkonsum 

Reduktion Pro-Kopf-
Wohnflächenkonsum 

Je nach Modell mittlerer 
bis grosser Effekt möglich 

Mietzinssteigerung bei 
Bestandliegenschaften 
hat positiven Effekt  

Je nach Abgabehöhe gros-
ser bis sehr grosser Effekt 

Eingriffstiefe Gering Mittel Gross 

Soziale Auswirkungen Keine relevanten Effekte Langjährige Mieterinnen 
und Mieter können sich 
die Wohnkosten im be-
stehenden Umfeld nicht 
mehr leisten. 

- Einkommensschwache 
Haushalte mit kleinen 
Wohnungen profitieren 

- Alleinstehende mit gros-
sen Wohnungen werden 
benachteiligt 

- Gemeinschaftliche Wohn-
formen werden attraktiver 

Umsetzungsaufwand  Gering Gering Hoch 

Veränderung Sied-
lungsfläche 

Verdichtung führt zu einer 
guten Ausnutzung der 
Siedlungsfläche 

Keine relevanten Effekte Sinkender Wohnflächenver-
brauch führt zu Reduktion 
der Siedlungsfläche 

Investitionsvolumen Keine relevanten Effekte Steigendes Investitions-
volumen 

Es ist mit einer Abnahme 
der Neubautätigkeit zu 
rechnen, da Investitionen 
weniger attraktiv werden. 
Die Baubranche wird mit 
Umbauten ausgelastet.  

Weitere Effekte Der Ausnützungsbonus 
führt lokal zu höherer Aus-
nützung, was städtebaulich 
problematisch sein kann.  

- Steigende Mieten im 
Bestand 

- Steigende Immobilien-
preise aufgrund höherer 
Ertragsmöglichkeit 

Sinkende Immobilienpreise 
und sinkende Mietzinsen 
falls der Leerstand mit einer 
Abgabe belegt wird 

Profitierende Investoren Neubauprojekte Eigentümer Renditelie-
genschaften 

Haushalte mit einem tiefen 
Wohnflächenkonsum 

Benachteiligte  (Stadt- / Ortsbild) Langjährige Mieterinnen 
und Mieter 

Haushalte mit einem hohen 
Wohnflächenkonsum, In-
vestoren Neubauobjekte 

Tabelle 3: Erwartete Auswirkungen der Steuerungsinstrumente 

Die Auswirkungen bei einer unabhängigen Umsetzung einzelner Steuerungsmassnahmen 

wird in Tabelle 4 mit einer +/– Skala qualitativ eingeschätzt. Je nach eingenommener 

Perspektive werden die Auswirkungen unterschiedlich beurteilt.  

Einzelmassnahmen Planerischer Ausnützungs-
bonus 

Lockerung Mietrecht Lenkungsabgabe Pro-Kopf-
Wohnflächenkonsum 

Reduktion Pro-Kopf-
Wohnflächenkonsum 

+ + + + 

Veränderung Sied-
lungsfläche 

+ 0 + 

Eingriffstiefe 0 – – – 

Soziale Effekte 0 – – + 

Umsetzungsaufwand  – 0 – – 

Investitionsvolumen  0 + – 

Weitere Effekte – – + 

Tabelle 4: Qualitative Einschätzung der Auswirkungen einzelner Steuerungsmassnahmen 
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4.6 Kombination von Steuerungsinstrumenten 

Zur Erzielung eines maximalen Effektes auf den Wohnflächenkonsum und die Siedlungs-

fläche ist eine Kombination der Instrumente anzustreben. Dies kann auch für eine 

Erhöhung der Zustimmung einen Vorteil darstellen. In Tabelle 5 werden die erwarteten 

Effekte aus qualitativer Sicht beurteilt.  

Kombinierte Mass-
nahmen 

Ausnützungsbonus 
Lockerung Mietrecht 

Ausnützungsbonus 
 

Lenkungsabgabe 

 
Lockerung Mietrecht 

Lenkungsabgabe 

Ausnützungsbonus 
Lockerung Mietrecht 

Lenkungsabgabe 

Reduktion Pro-Kopf-
Wohnflächenkonsum 

+ + + + + + + + + + + + 

Veränderung Sied-
lungsfläche 

+ + + + + 

Eingriffstiefe – – – – – – – – – 

Soziale Effekte – + 0 0 

Umsetzungsaufwand  – – – – – – – – – 

Investitionsvolumen  + – 0 0 

Weitere Effekte – 0 0 – 

Tabelle 5: Qualitative Einschätzung der Kombination von Steuerungsinstrumenten 
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5. Bevölkerungsbefragung: Quantitative Untersuchung 

Zur Prüfung der Hypothesen 1 und 2 gemäss Kapitel 3.2 wird eine Bevölkerungsumfrage 

durchgeführt. Im Rahmen der Umfrage wird die Sensibilität der Bevölkerung zu den Aus-

wirkungen eines hohen Wohnflächenkonsums und die Bereitschaft diesen zu reduzieren 

evaluiert.  

5.1 Methode 

Die Umfrage wird mit dem Online-Befragungstool Qualtrics durchgeführt. Zur Verifizie-

rung der Aussagekraft werden nebst den automatisch erhobenen Daten weitere 

demografische Abgrenzungskriterien abgeholt.  

Die Verteilung der Umfrage erfolgt in einem ersten Schritt mittels Schneeballprinzip im 

erweiterten Umfeld des Verfassers. Zudem werden Schlüsselpersonen aus anderen Lan-

desteilen gezielt angefragt, die Umfrage in ihrem Bekanntenkreis zu teilen.  

In einem zweiten Schritt werden die Umfragedaten punktuell mit gezielten Anfragen an 

Parteisektionen der unterrepräsentierten Gruppen ergänzt.  

5.2 Erarbeitung der Fragen und Abgrenzungskriterien 

Die Fragen gemäss Anhang 1 können in vier Themenfelder unterteilt werden.  

 Teil 1 Schätzfragen zu Treibhausgasemissionen und Siedlungsflächenverbrauch: 

Im ersten Teil werden Schätzfragen zum Siedlungsflächenverbrauch und zu den 

Treibhausgasemissionen im Alltag von Privatpersonen in der Schweiz gestellt.  

Unmittelbar nach den Fragen werden die Antworten eingeblendet, wodurch die 

Teilnehmenden über den Wohnflächenkonsum sensibilisiert und für ein vollstän-

diges Ausfüllen der Umfrage motiviert werden.  

 Teil 2 Allgemeine Fragen zum Wohnflächenverbrauch: 

In Teil 2 wird eine erste demografische Frage nach dem eigenen Wohnflächen-

verbrauch unter Abbildung einer Referenzwerttabelle zu durchschnittlichen 

Wohnungsgrössen vorgezogen, um den Teilnehmenden eine Hilfestellung für die 

Beantwortung der darauffolgenden Fragen zu geben.  

Weiter wird abgeholt, auf wie viel Wohnfläche die Umfrageteilnehmenden zu 

verzichten bereit wären und welche Motivation für sie relevant ist. 

 Teil 3 Spezifische Fragen zu möglichen Steuerungsinstrumenten: 

Die spezifischen Fragen zielen auf die in Kapitel 4 untersuchten Ansätze zur Re-

duktion des Wohnflächenkonsums ab. Dabei wird insbesondere die Bereitschaft 
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zur Unterstützung eines Systemwechsels und die Relevanz eines Wohnflächen-

sparbonus abgeklärt.  

 Teil 4 Demografische Fragen: 

Die im letzten Teil erhobenen demografischen Daten dienen einerseits zur Prü-

fung der Aussagekraft der Umfrage, andererseits können damit einzelne 

Bevölkerungsgruppen isoliert betrachtet werden.   

5.3 Durchführung der Befragung und Aussagekraft 

Die Umfrage wurde primär per E-Mail und punktuell per Mobiltelefon an etwa 900 Ad-

ressaten versandt. Die Teilnehmenden wurden nebst der Beantwortung gebeten, den Link 

mit Personen anderer Generationen und ausserhalb des Kanton Zürich zu teilen. Zudem 

konnte im Raum Genfersee eine Schlüsselperson gefunden werden, welche die Umfrage 

im französischsprachigen Raum breit verteilte.  

Für die erste Analysephase konnten gut 300 Umfrageteilnehmende mobilisiert werden. 

Die Auswertung der demografischen Angaben zeigt im Vergleich zur Gesamtbevölke-

rung eine Überrepräsentation von eher jungen Zürcherinnen und Zürchern, die politisch 

in der Mitte stehen. Demgegenüber steht eine Unterrepräsentation von über 65-Jährigen, 

politisch links oder rechts stehenden Personen aus den Grossregionen Espace/Mittelland, 

Zentralschweiz und Tessin. Auch Haushalte mit weniger als 4'900.- Einkommen und 

Französisch sowie Italienisch sprechenden Personen sind in der Stichprobe untervertre-

ten.  

Mit einem gezielten Mailing an Personen aus den fehlenden Gruppen konnte eine deutli-

che Annäherung an den Benchmark bei den über 65-jährigen, politisch links wählenden 

Personen der Zentralschweiz erreicht werden. Bezüglich den Grossregionen Espace/Mit-

telland und Tessin, sowie den italienischsprachigen Umfrageteilnehmenden war ebenfalls 

eine leichte Verbesserung möglich. Durch die zusätzlichen 10 % Umfrageresultate wurde 

auch die Überrepräsentation der oben beschriebenen Gruppe abgeschwächt.  

5.4 Bereinigung der Daten 

Bei der Bereinigung der Daten wurden 35 Datensätze ausgeschlossen, so dass eine Stich-

probe von 305 gültigen Datensätzen verbleibt. Der häufigste Ausschlussgrund sind 

unplausible Angaben bei der Bereitschaft zur Wohnflächenreduktion. Aufgrund der Ant-

worten wird vermutet, dass Anstelle der Reduktion die Zielgrösse der Wohnung 

angegeben wurde. Weitere Ausschlussgründe sind unplausible Angaben bei der Wohn-

fläche pro Person und Antworten ohne demografische Angaben.   
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5.5 Auswertung und Strukturierung der Ergebnisse 

5.5.1 Teil 1: Datenschätzungen der Umfrageteilnehmenden 

In einem ersten Teil wurden die Umfrageteilnehmenden gebeten, die Treibhausgasemis-

sionen im Alltag von Privathaushalten abzuschätzen (Abbildung 15). Es fällt auf, dass die 

viel thematisierten Bereiche wie Mobilität und Nahrungsmittelkonsum eher überschätzt 

werden, wogegen seltener angesprochene Bereiche wie das Wohnen unterschätzt werden 

(Tabelle 6). Auffallend ist auch die grosse Streuung der Antworten, was darauf hindeutet, 

dass trotz der hohen medialen Aufmerksamkeit der Klimaerwärmung wenig über die ef-

fektiven Verhältnisse der Beitragskategorien bekannt ist.  

 

Abbildung 15: Schätzwerte Treibhausgasemissionen im Alltag von Privathaushalten 

Bereich  Mittelwert Umfrage Angaben BAFU  Abweichung 

Mobilität 31 % 23 % + 8 % 

Nahrungsmittel 20 % 17 % + 3 % 

Wohnen 25 % 28 % – 3 % 

Freizeit, Restaurant, Hotel 11 % 14 % – 3 % 

Verschiedenes 12 % 18 % – 6 % 

Tabelle 6: Schätz- und Referenzwerte Treibhausgasemissionen im Alltag von Privatpersonen (Daten: 

BAFU, 2018, S. 14) 

Die in Abbildung 16 dargestellte Schätzung zum Siedlungsflächenverbrauch ist nur be-

dingt aussagekräftig. Nebst der angegebenen Skala mit geraden Zahlen, scheint auch der 

durchschnittliche Wert der Auswahlmöglichkeit eine Beeinflussung der Umfrageteilneh-

menden ausgelöst zu haben.  

 

Abbildung 16: Schätzwerte tägliche Zunahme der Schweizer Siedlungsfläche 
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5.5.2 Teil 2: Allgemeine Fragen zum Wohnflächenverbrauch 

Die durchschnittliche Wohnfläche der untersuchten Haushalte beträgt 117 m2, wobei ge-

mäss Abbildung 17 eine linksschiefe Verteilung zu erkennen ist.    

 

Abbildung 17: Durchschnittliche Wohnfläche der Haushalte der Umfrageteilnehmenden in m2 

Die Umfrageteilnehmenden weisen einen durchschnittlichen Pro-Kopf-Wohnflächen-

konsum von 48.2 m2 auf und wären bereit, diesen um durchschnittlich 6.8 m2 zu 

reduzieren, um die Zunahme der Siedlungsfläche zu bremsen und den Ausstoss der Treib-

hausgase zu reduzieren. Laut Abbildung 18 besteht ein deutlich positiver Zusammenhang 

zwischen dem aktuellen Wohnflächenkonsum und der Bereitschaft diesen zu reduzieren. 

Es kann eine positive Korrelation von 0.71 und ein Bestimmtheitsmass R2 von 0.50 fest-

gestellt werden. 

 

Abbildung 18: Korrelation zwischen Wohnflächenkonsum und Bereitschaft zur Wohnflächenreduktion 

Als Grund für die Reduktion der Wohnfläche werden gemäss Abbildung 19 die Faktoren 

Wohnkosten senken, Treibhausgasemissionen reduzieren und Siedlungsfläche begrenzen 

von mehr als 50% der Personen als wichtig bis äusserst wichtig erachtet.  
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Abbildung 19: Angegebene Gründe für Reduktion der Wohnfläche 

5.5.3 Teil 3: Spezifische Fragen zu möglichen Steuerungsinstrumenten  

Wie in den Kapiteln 2.2.1 und 4.3 erläutert, weisen Personen mit selbstgenutztem Wohn-

eigentum und langjährige Mieterinnen und Mieter einen überdurchschnittlichen 

Wohnflächenkonsum auf. Die Umfrageteilnehmenden wurden befragt, ob sie einem Sys-

temwechsel zustimmen würden, so dass neu Personen mit einem tiefen 

Wohnflächenverbrauch belohnt würden.  

Laut Abbildung 20 ist bei Personen mit rechter und liberaler politischer Einstellung eine 

Zustimmung von ca. 50% zu erkennen, während Personen mit linker und Mitteausrich-

tung deutlich höhere Zustimmungswerte zeigen. Die hohe Zustimmung von links 

wählenden Personen ist insofern überraschend, da eine Lockerung der Mietpreisfestset-

zung explizit erwähnt wurde.  

 

Abbildung 20: Zustimmung zu einem Systemwechsel aggregiert nach politischer Haltung  

Erfolgt die Aggregierung nach dem Abgrenzungskriterium Miete oder Wohneigentum, 

so kann gemäss Abbildung 21 bei Mieterinnen und Mietern eine deutlich höhere Zustim-

mung festgestellt werden. Allerdings liegt auch die Zustimmung bei Personen mit 

Wohnungseigentum bei mehr als 50 %.  
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Abbildung 21: Zustimmung zu einem Systemwechsel aggregiert nach Wohnsituation 

Falls ein Wohnflächensparbonus eingeführt würde, wodurch Haushalte mit unterdurch-

schnittlichem Wohnflächenkonsum pro m2 unter dem Schnitt CHF 100.- pro Jahr erhalten 

und Haushalte mit überdurchschnittlichem Wohnflächenkonsum CHF 100.- pro m2 ein-

zahlen würden, ergibt sich gemäss Abbildung 22 ein ähnliches Bild wie in Kapitel 5.5.2 

beschrieben. Der durchschnittliche Wohnflächenkonsum könnte um 7.1 m2 reduziert wer-

den, wobei die Korrelation zum aktuellen Wohnflächenverbrauch mit 0.65 leicht weniger 

ausgeprägt ist.  

 

Abbildung 22: Korrelation zwischen Wohnflächenkonsum und Bereitschaft zur Wohnflächenreduktion 

bei Einführung eines Ausnützungsbonus 

5.5.4 Individuelle Rückmeldungen 

Die folgenden individuellen Rückmeldungen ergänzen die beschriebenen Resultate der 

vorhergehenden Unterkapitel:  

 Die Thematik ist in der Öffentlichkeit bisher kaum diskutiert worden. 

 Die Reduktion der Wohnfläche in einem nachhaltig gebauten Haus wird nicht als 

notwendig erachtet.  

 Aufgrund der emotionalen Bindung zum Haus ist ein Auszug nicht denkbar, auch 

wenn die Wohnfläche zu gross ist.  
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 Als Haushalt mit Wohneigentum ist die Reduktion von Wohnfläche keine wirkli-

che Option, es sei denn das Haus wird schon zu Beginn mit Einliegerwohnung 

geplant.  

 Es bestehen Bedenken, dass der Staat zu stark in die Eigentumsrechte eingreift.  

 Bezüglich der Reduktion der Siedlungsfläche ist das vertikale Bauen und Ver-

dichten auch in Betracht zu ziehen.  

 Es ist überraschend, dass Wohnen mehr Treibhausgasemissionen als die Mobilität 

verursacht.  
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6. Interviews mit Experten und Expertinnen: Qualitative Untersuchung 

Die theoretische Aufarbeitung der Thematik und die Bevölkerungsumfrage dienen als 

Grundlage für Interviews mit Personen aus der Politik auf Bundesebene. Anhand der In-

terviews wird die politische Akzeptanz der aufgezeigten Steuerungsinstrumente 

abgeschätzt. 

6.1 Umfragemethode und Selektion der Interviewpartnerinnen und -partner 

Die ausgewählten Personen gemäss Anhang 2 werden nach Möglichkeit telefonisch kon-

taktiert und für das Interview motiviert. Über die telefonische Kontaktaufnahme soll das 

Interesse geweckt und ein persönlicher Bezug hergestellt werden. Anschliessend erfolgt 

eine Terminanfrage per E-Mail, wobei auch eine vorgängige Zustellung des Interview-

leitfadens in Aussicht gestellt wird.  

Aufgrund der hohen Auslastung der Interviewteilnehmenden wird die geplante Dauer auf 

20 bis 30 Minuten beschränkt, sowie eine hohe Flexibilität zur Durchführungsart des Ge-

sprächs angeboten.  

Bei den angefragten Politikerinnen und Politikern wird darauf geachtet, dass diese einen 

Bezug zu Wohn- oder Planungsthemen haben und verschiedene Interessenverbände, Par-

teien und Regionen repräsentiert werden. Der Bezug zu Wohn- und Planungsthemen kann 

einerseits über Mandate abgeschätzt werden, andererseits wird die Geschäftsdatenbank 

Curia Vista des Parlaments auf themenspezifische Beratungsgeschäfte durchsucht.  

Für die Interviews konnten folgende Personen gewonnen werden:  

 Michael Töngi (GP, Nationalrat LU, Vorstand Schweizerischer Mieterinnen- und 

Mieterverband, Zentralvorstand Verkehrsclub der Schweiz) 

 Martin Candinas (CVP, Nationalrat GR, Politischer Beirat Wohnen Schweiz) 

 Eva Herzog (SP, Ständerätin BS, Präsidentin Wohnbaugenossenschaften 

Schweiz, als Regierungsrätin zuständig für Immobilien Basel Stadt) 

 Beat Flach (GLP, Nationalrat AG, Vizepräsident Casafair, Angestellt beim SIA 

mit Fokus auf SIA-Recht) 

 Hannes Germann (SVP, Ständerat SH, Vorstand Hauseigentümerverband 

Schweiz, Verwaltungsratspräsident Elektrizitätswerk Schaffhausen) 

 Kurt Fluri (FDP, Nationalrat SO, Politischer Beirat Wohnen Schweiz, Verwal-

tungsratspräsident Regio Energie Solothurn) 
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6.2 Erarbeitung des Interviewleitfadens 

In den Interviews können aufgrund der begrenzten Zeit nur eine kleine Anzahl Fragen 

gestellt werden. Der Interviewleitfaden gemäss Anhang 3 wird den Gesprächsteilnehmen-

den vorgängig zugestellt, so dass die Möglichkeit zur Vorbereitung oder Einstimmung 

auf die Fragen besteht.  

Mit der ersten Frage wird eine Selbsteinschätzung zu den zentralen Themen der Arbeit 

abgeholt. Dadurch können die Teilnehmenden die Thematik anhand weniger Überbe-

griffe einordnen und auch die Antworten können gegebenenfalls gemäss der 

Selbsteinschätzung angepasst interpretiert werden.  

Im anschliessenden, konzeptionellen und relativ offenen Frageteil wird ein Bezug zur 

Bevölkerungsumfrage hergestellt und die allgemeine Haltung zum Steuerungsbedarf aus-

gelotet. 

Der zentrale Teil der Interviews bildet die Diskussion über die in Kapitel 4 untersuchten 

Steuerungsinstrumente und die Einordnung deren Umsetzbarkeit. Weiter werden auch 

mögliche Massnahmenkombinationen und die politischen Ebenen der Umsetzung be-

sprochen. 

6.3 Durchführung der Interviews 

Aufgrund der während den Interviews verlaufenden Corona Epidemie werden die Inter-

views mehrheitlich über Videokonferenz durchgeführt. Die Gespräche mit Frau Herzog 

und Herrn Fluri finden in Basel und Solothurn in Form eines physischen Treffens statt. 

Die Interviewteilnehmenden erklärten sich bereit, dass ihre Namen genannt werden und 

waren damit einverstanden, dass Aussagen möglicherweise direkt auf sie zurückgeführt 

werden können.  

Die Interviews wurden im Zeitraum zwischen dem 1. und 13. Juli mit einem unveränder-

ten Interviewleitfaden durchgeführt.   

6.4 Auswertungsmethodik 

Die Auswertung der Experteninterviews erfolgt mit einer qualitativen Inhaltsanalyse 

(Mayring, 2010, S. 69-89). Nach einer stichwortartigen Transkription der Gespräche in 

Form einer Aktennotiz werden die Aussagen codiert und in die Haupt- und Unterkatego-

rien gemäss Tabelle 7 eingeteilt. Die Kategorien werden für die aggregierte 

Strukturierung der Ergebnisse im folgenden Kapitel verwendet.  
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Nr. Kategorie Nr. Unterkategorie 

1 Selbsteinschätzung 1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

Siedlungsfläche 

CO2-Emissionen 

Wohnflächenkonsum 

Mietrecht 

2 Generelle Einschätzung 2.1 Generelle Einschätzung 

3 Begründung für Zunahme Wohnflä-

chenkonsum 

3.1 Begründung für Zunahme Wohnflächenkon-

sum 

4 Aspekte bezüglich möglicher Steue-

rungsinstrumente 

4.1 

4.2 

4.3 

4.4 

4.5 

Raumplanerische Aspekte 

Ökologische Aspekte 

Marktwirtschaftliche Aspekte 

Soziale Aspekte 

Verhaltenstheoretische Aspekte 

5 Steuerungsinstrumente 5.1 

5.2 

5.3 

5.4 

5.5 

5.6 

Art der Steuerung 

Regionale Unterschiede 

Planerischer Dichtebonus 

Lockerung Mietrecht 

Lenkungsabgabe 

Eigene Ansätze 

6 Spezifische Segmente 6.1 

6.2 

6.3 

Einfamilienhäuser 

Genossenschaften 

Alterswohnen 

7 Umsetzbarkeit 7.1 

7.2 

7.3 

7.4 

7.5 

7.6 

Zufriedenheit mit Status Quo 

Politischer Widerstand 

Kombination von Instrumenten 

Einzelne Instrumente 

Umsetzungszeitpunkt 

Umsetzungsebene 

Tabelle 7: Kategorien und Unterkategorien zur Strukturierung der Interviewergebnisse 

6.5 Auswertung und Strukturierung der Ergebnisse 

6.5.1 Selbsteinschätzung 

Die Interviewteilnehmenden wurden in einer ersten Frage zur eigenen Auseinanderset-

zung mit den Themen „Zunahme der Siedlungsfläche“, „Ursachen von CO2-Emissionen“, 

„Wohnflächenkonsum“ und „Mietrecht“ befragt.  

Allgemein besteht eine grosse Auseinandersetzung mit den tangierten Themenfeldern, 

die Rolle als Experte und Expertin wird von den Teilnehmenden entsprechend akzeptiert. 

Am ausgeprägtesten ist die Auseinandersetzung mit den beiden Themen „Zunahme der 

Siedlungsfläche“ und „Ursachen von CO2-Emissionen“. Das Thema „Mietrecht“ ist den 

Gesprächsteilnehmenden leicht weniger geläufig und zum Aspekt des Wohnflächenkon-

sums besteht bei Einzelnen lediglich eine geringe Vorbefassung mit der Thematik.  
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6.5.2 Generelle Einschätzung 

Eine Steuerung des Wohnflächenkonsums wird jeweils von der Hälfte der Gesprächsteil-

nehmenden im Grundsatz befürwortet respektive abgelehnt. Die Zustimmung wird mit 

umweltpolitischen Motiven und dem steigenden Siedlungsflächenverbrauch begründet. 

Bei einem Volksvertreter ist je nach eingenommener Perspektive eine Lenkung erstre-

benswert oder abzulehnen. Die Ablehnung erfolgt mit Verweis auf den sich selbst 

regulierenden Markt und eine generelle Zurückhaltung bei zusätzlichen Regulierungsin-

strumenten.  

6.5.3 Begründung für Zunahme Wohnflächenkonsum 

Als Begründung für die Zunahme des Wohnflächenkonsums werden verschiedene As-

pekte thematisiert. Insbesondere werden die abnehmende Haushaltsgrösse und dadurch 

steigende Anzahl Kleinhaushalte, die Zunahme des Wohneigentums von (Doppel-)Ein-

familienhäusern und der steigende Wohlstand ausgeführt.  

In einem Interview wird als Beispiel für die Zunahme des Wohnflächenkonsums die Stadt 

Basel genannt, in welcher vor 40 Jahren auf deutlich kleinerer Fläche 20 % mehr Ein-

wohner gelebt haben.  

6.5.4 Aspekte bezüglich möglicher Steuerungsinstrumente 

Raumplanerische Aspekte 

Die Zunahme der Siedlungsfläche wird allgemein als problematisch erachtet und als 

Rechtfertigung für Steuerungsmassnahmen aufgeführt, um die bereits erfolgten Bemü-

hungen zur Verdichtung zu unterstützen.  

Durch einen Experten werden generell höhere Ausnützungsziffern gefordert, da der über-

baute Boden bereits versiegelt ist. Insbesondere wird in den Städten Potential für 

Verdichtung verortet, da beispielsweise Zürich im Vergleich zu anderen europäischen 

Städten eine deutlich tiefere Dichte aufweist.  

Ökologische Aspekte 

Die ökologischen Auswirkungen des Wohnflächenverbrauchs zeigen gemäss einzelnen 

Interviews einen Steuerungsbedarf auf. Es wird aber auch angemerkt, dass ein niedriger 

Wohnflächenkonsum nicht zwingend mit tiefen CO2-Emissionen einhergeht. In diesem 

Zusammenhang wird der Wohnflächenverbrauch als Steuerungsgrösse durch einen Ex-

perten in Frage gestellt, da auch die mit der Lage der Wohnfläche verbundene Mobilität 
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und andere Arten des Flächenkonsums wie Büroflächen, Verkehrsflächen und Ferien-

wohnungen mitberücksichtigt werden sollten. Bei einer Belohnung von 

flächenreduziertem Wohnen könnten sich Verlagerungseffekte einstellen, wenn durch die 

Belohnung beispielsweise die Dauermiete einer Ferienwohnung im grenznahen Ausland 

oder eine Flugreise finanziert wird.  

Marktwirtschaftliche Aspekte 

Verschiedene Experten sind der Ansicht, dass der Wohnflächenkonsum über den Markt 

geregelt wird, da ein höherer Wohnflächenkonsum auch zu höheren Baukosten führt.  

Es bestehen auch gewisse Vorbehalte, dass mit den vorgeschlagenen Steuerungsmass-

nahmen planwirtschaftliche Effekte erzielt werden, welche generell abgelehnt werden.  

Mehrfach wird darauf hingewiesen, dass eine relevante Reduktion des Wohnflächenkon-

sums nur über den Preis erzielt werden kann.   

Soziale Aspekte 

Aus sozialer Perspektive wird Wohnen als Ur- und Grundbedürfnis hervorgehoben. Die 

Zunahme des Wohnflächenkonsums kann auch als soziale Errungenschaft bezeichnet 

werden, da weniger finanzstarke Haushalte ausreichend Wohnraum in Anspruch nehmen 

können.  

Es wird mehrfach betont, dass in Regionen mit knappem Wohnraumangebot die Woh-

nung häufig nicht aufgrund der Wohnfläche ausgewählt werden kann, da bereits viele 

Randbedingungen wie der Mietzins, die Nähe zur Arbeitsstelle und eine minimale Woh-

nungsgrösse für die Anzahl Haushaltsbewohner bestehen. Insbesondere das Angebot 

kleiner bezahlbarer Wohnungen an zentralen Lagen müsste ausgeweitet werden, wenn 

Steuerungsinstrumente eingeführt würden.  

Eine direkte Steuerung könnte aus Sicht eines Experten dazu führen, dass sich weniger 

gut Verdienende nur noch kleine Wohnungen leisten könnten. Auch Rentner mit konstan-

ten AHV- und Pensionskassenrenten könnten durch steigende Mieten oder 

Lenkungsabgaben zu einem Umzug aus dem angestammten Umfeld gezwungen werden.  

Verhaltenstheoretische Aspekte 

In Bezug auf den Wohnflächenverbrauch wird an die Eigenverantwortung und Integrität 

der Bevölkerung appelliert. Ein Experte betont aufgrund der in der Umfrage evaluierten 

Bereitschaft zur Wohnflächenreduktion um durchschnittlich 15 %, dass die Leute das tun 

sollten, was sie für richtig halten, ohne dass der Staat alles gesetzlich regeln muss.  
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Wie in Kapitel 2.4 beschrieben, wird von zwei Politikern angemerkt, dass ein Unterschied 

zwischen den Angaben im Rahmen einer Umfrage und dem effektiven Verhalten besteht, 

wenn eine Person durch Massnahmen selbst betroffen ist. In einem anderen Interview 

wird aufgrund der Bereitschaft Vieler im Stau zu stehen angezweifelt, ob bezüglich des 

Wohnflächenverbrauchs ein rational-ökonomisches Verhalten angenommen werden 

kann.  

6.5.5 Steuerungsinstrumente 

Art der Steuerung 

Es besteht Uneinigkeit, welcher Art die Steuerungsinstrumente zur Reduktion des Wohn-

flächenkonsums sein sollten. Eine indirekte Steuerung wird bevorzugt, da wenig 

Bereitschaft für direkte Vorgaben besteht. Auch zur Vermeidung von Nachbarschafts-

konflikten zwischen Profitierenden und Benachteiligten sollte eine direkte Steuerung 

gemäss Rückmeldung in einem Interview vermieden werden. Punktuell bestehen jedoch 

auch Sympathien für zwingende Grössenvorgaben bei Neubauprojekten.  

Um mit Steuerungsinstrumenten schnell eine Wirkung erzielen zu können, müssten diese 

mietzinsrelevant sein und für investierende Unternehmen Anreize zur Erstellung von flä-

chenreduzierten Wohnungen schaffen. Dadurch könnten für die Gesellschaft und 

Unternehmen gleichermassen Vorteile geschaffen werden. Es wird mehrfach betont, dass 

die Nachfrage beim Wohnungsmix zwingend zu berücksichtigen ist, da ansonsten kein 

Mehrwert geschaffen werden kann.   

Bei den Steuerungsinstrumenten wird mehrfach eine Freiwilligkeit gefordert, zudem wird 

darauf hingewiesen, dass von den Massnahmen nur Personen betroffen sein sollten, die 

daraus resultierende Kosten von Anfang an einkalkulieren konnten.  

Regionale Unterschiede 

In zwei Interviews werden die grossen regionalen Unterschiede des Wohnungsmarktes 

thematisiert. Auch die Zunahme der Siedlungsfläche hat auf dem Land eine andere Be-

deutung als im städtischen Umfeld. Der auf dem Land günstigere Wohnraum führt zu 

einer Dezentralisierung und ermöglicht in peripheren Lagen oder Bergregionen auch ein-

fachen Arbeitern den Besitz eines Einfamilienhauses. Der teilweise hohe Flächenkonsum 

solcher Regionen soll nicht durch Steuerungsinstrumente beeinflusst werden, da dieser 

nicht auf Neubautätigkeit, sondern auf die Abwanderung zurückzuführen ist.   
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Planerischer Dichtebonus 

Das Steuerungsinstrument des planerischen Dichtebonus mehrheitlich positiv beurteilt. 

Die Regelung wird insbesondere für Regionen mit hoher Bautätigkeit begrüsst, wobei 

eher einzelne Zonen und nicht ein genereller Bonus als umsetzbar erachtet wird. Aus 

Sicht eines Interviewpartners wird der Ausnützungsbonus bereits zu häufig herangezo-

gen. Diesbezüglich wäre zu klären, ob verschiedene Boni miteinander multipliziert 

werden könnten.  

Auf lokaler Ebene wird Gegenwind durch die lokale Politik erwartet, da ein flächenre-

duziertes Angebot ausserhalb der Innenstädte eher für sozial tiefere Schichten interessant 

ist. Diese Personengruppe leistet einen geringeren Beitrag zum Steuersubstrat, weshalb 

aus finanzstrategischer Sicht der Bau von grösseren Wohnungen bevorzugt wird.  

Bezüglich der technischen Umsetzbarkeit werden Bedenken in Zusammenhang mit der 

Belegungsvorschrift geäussert, da das Instrument ohne eine entsprechende Kontrolle 

durch gewinnorientierte Unternehmen unterlaufen werden könnte. 

Lockerung Mietrecht 

Das Instrument zur Lockerung des Mietrechts wird von den bürgerlichen Interviewpart-

nern begrüsst, wogegen die linken Gesprächsteilnehmenden eine zulässige 

Mietzinssteigerung von 1 % pro Jahr als zu hoch empfinden. Aus Sicht der Mitteparteien 

wird die Steigerung von 1 % eher als zu hoch empfunden, wobei darauf hingewiesen 

wird, dass investierende Unternehmen nicht nur an maximalen Mieterträgen, sondern 

auch an treuen Mieterinnen und Mietern interessiert sind.  

Es wird erwartet, dass die Mieten an zentralen Lagen oder Orten mit knappem Flächen-

angebot deutlich steigen könnten. Zur Vermeidung dieses Effektes werden von einem 

Interviewpartner neue Massnahmen wie ein Verbot von Mietzinssteigerungen bei einem 

Wechsel der Mietpartei oder eine Tauschmöglichkeit von Mietverträgen vorgeschlagen. 

Weiter wird bemängelt, dass bei diesem Steuerungsinstrument der flächenintensive Ei-

genheimbereich nicht betroffen ist.  

In einem Interview wurde die Befürchtung geäussert, dass bei einer Lockerung der Miet-

preisfestsetzung ein Teil der Mieterinnen und Mieter auch in grössere Wohnungen 

umziehen würde.   
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Lenkungsabgabe 

Eine Lenkungsabgabe zur Senkung des Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauchs wird von den 

Interviewteilnehmenden tendenziell abgelehnt. Das theoretische Konzept hinter der Ab-

gabe wird jedoch teilweise unterstützt und aus finanzieller und umweltpolitischer Sicht 

als erstrebenswert eingestuft.  

Als häufigstes Argument gegen die Einführung einer solchen Lenkungsabgabe wird ein 

hoher bürokratischer Aufwand angeführt, da ein Wohnungsregister mit dem Wohnflä-

chenverbrauch jeder Person geführt und aktuell gehalten werden müsste.  

Die bürgerlichen Gesprächspartner vermuten, dass nebst der Lenkung auch eine deutliche 

Umverteilung erfolgen würde, da eine Korrelation zwischen der Finanzkraft und dem 

Wohnflächenverbrauch eines Haushaltes erwartet wird. Eine solche Wirkung würde von 

dieser Seite abgelehnt werden.  

Zur Erreichung einer Lenkungswirkung müsste die Abgabe so hoch sein, dass bei deutlich 

überdurchschnittlichem Wohnflächenkonsum eine empfindliche Summe bezahlt werden 

muss. In einem Interview wird darauf hingewiesen, dass Personen mit einem hohen 

Wohnflächenverbrauch bereits durch den Eigenmietwert übermässig belastet werden.  

Als Profitierende einer solchen Lenkungsabgabe werden die Hotelbetreibenden erwähnt, 

da aufgrund der reduzierten Wohnfläche das Bedürfnis nach Ferien ausserhalb der eige-

nen Wohnung zunimmt.  

Eigene Ansätze 

In den Interviews werden verschiedene eigene Ansätze der Experten und Expertin aus der 

beruflichen Tätigkeit oder aus politischen Vorstössen erläutert. 

Es wird beschrieben, dass vor einigen Jahren innerhalb der grünen Partei eine Initiative 

zum Wohnflächenkonsum geprüft wurde, die allerdings nicht eingereicht wurde.  

Durch Immobilien Basel-Stadt wurden die folgenden Ansätze zur Reduktion des Wohn-

flächenkonsums umgesetzt.  
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Exkurs Immobilien Basel-Stadt: «Sicheres Wohnen im Alter» 

Um Seniorinnen und Senioren mit einem hohen Wohnflächenkonsum zu einem Umzug 

in eine kleinere Wohnung zu motivieren, bietet Immobilien Basel-Stadt umzugsbereiten 

Personen innerhalb des Immobilienportfolios eine kleinere Wohnung zu einem tieferen 

Preis an, auch wenn der Mietzins unter dem vorgesehenen Ansatz zu liegen kommt. Mit 

dieser Subjekthilfe wird die grössere Wohnung frei und kann einer adäquaten Nutzung 

zugeführt werden.  

Exkurs Immobilien Basel-Stadt: Mietzinsbonus Maiengasse und Hebelstrasse 

Bei den 2018 fertiggestellten Wohnungen an der Maiengasse und Hebelstrasse können 

die Mieterinnen und Mieter für jeweils ein Jahr einen Mietzinsbonus beantragen. Um 

diesen Bonus zu erhalten, muss die auch bei Genossenschaften gebräuchliche Bedingung 

«Anzahl Zimmer = Personenbelegung plus eins» eingehalten werden.  

6.5.6 Spezifische Segmente 

Einfamilienhäuser 

In verschieden Interviews werden die grossen Häuser der Generation 60+ als problema-

tisch erachtet. Die Schaffung von Anreizen zur früheren Weitergabe an die jüngere 

Generation wird begrüsst, wobei die Trennung vom selbstgenutzten Wohneigentum auch 

als endgültiger Schritt mit emotionalen Faktoren bezeichnet wird. Ein Verkauf wird zu-

dem aufgrund der Erwartung einer besseren Marktlage hinausgezögert.   

Genossenschaften 

Genossenschaften werden als guter Ansatz zur Reduktion des Wohnflächenverbrauchs 

gesehen, da diese in der Regel über einen deutlich tieferen durchschnittlichen Wohnflä-

chenverbrauch verfügen und Belegungsvorschriften bestehen. Bei genossenschaftlichem 

Wohnungsbau wird von einem Experten auch eine Wohngrössenbeschränkung als ver-

tretbar erachtet.  

Alterswohnen 

Da Personen fortgeschrittenen Alters im Durchschnitt einen höheren pro-Kopf-Wohnflä-

chenkonsum aufweisen, wird die Förderung von altersgerechten Wohnangeboten 

vorgeschlagen. Durch ein zusätzlich vorhandenes Angebot diverser Services könnte der 

Umzug in ein Pflegeheim hinausgezögert werden und die grossen Wohneinheiten würden 

wieder für Familien zur Verfügung stehen.  
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6.5.7 Umsetzbarkeit 

Zufriedenheit mit Status Quo 

Aus Sicht der Interviewteilnehmenden scheint das Volk mit der aktuellen rechtlichen Si-

tuation im Bereich Wohnen insgesamt zufrieden zu sein, weshalb grosse Veränderungen 

in der Vergangenheit keine Mehrheit fanden. Für die Umsetzung solch tiefgreifender Re-

formen wäre ein höherer Leidensdruck und die Zustimmung grosser Teile der 

Bevölkerung erforderlich.  

Politischer Widerstand 

Die Umsetzbarkeit der vorgestellten Steuerungsinstrumente wird zum aktuellen Zeit-

punkt als nicht gegeben erachtet. Aus Sicht eines Politikers wäre eine Mitte-Links-Allianz 

erforderlich, welche jedoch aufgrund der vorgeschlagenen Lockerung des Mietrechts und 

der dadurch erwarteten Opposition des Mieterinnen- und Mieterverbandes unwahrschein-

lich ist. Die Fronten für Anpassungen am Mietrecht sind gemäss Einschätzung eines 

weiteren Experten verhärtet.  

Bei der Umsetzbarkeit haben technische Massnahmen höhere Chancen, weil eine politi-

sche Koalition mit der Bauwirtschaft möglich ist und das Gewerbe durch die 

Massnahmen profitiert.  

Auch wenn der neuen Generation in Bern von rechter Seite eine höhere Bereitschaft für 

neue Regulierungsmassnahmen zugeschrieben wird, wäre ein gegenseitiges Entgegen-

kommen von verschiedenen Positionen zur Sicherstellung der Umsetzbarkeit 

erforderlich.  

In letzter Zeit sind tendenziell weniger kontroverse Themen wie die Lenkungsabgabe zu 

fossilen Brennstoffen, das neue Raumplanungsgesetz oder die Genehmigung von Kredi-

ten für genossenschaftlichen Wohnungsbau auf grossen politischen Widerstand 

gestossen. Auch deshalb wird die Umsetzbarkeit gegenwärtig als nicht gegeben beurteilt. 

Die Lenkungsabgabe für Flugreisen ist aus Sicht eines Interviewteilnehmenden vor allem 

aufgrund des Drucks der Klimademonstrationen im Parlament mehrheitsfähig geworden.  

Kombination von Instrumenten 

Durch eine Kombination der Massnahmen könnte die Zustimmung laut den befragten 

Personen erhöht werden, allerdings wird auch in diesem Fall derzeit keine Mehrheit er-

wartet.  
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Einzelne Instrumente 

Die Umsetzbarkeit einzelner Instrumente wird aktuell nicht als gegeben beurteilt. In ver-

schiedenen Interviews wird der vorgeschlagene planerische Dichtebonus auf kommunaler 

Ebene als umsetzbar erachtet und insbesondere für städtische Gebiete als interessantes 

Instrument angesehen. 

Umsetzungszeitpunkt 

Als sinnvoller Zeitpunkt zur Umsetzung möglicher Massnahmen wird der Beginn eines 

Aufschwungs im Immobilienzyklus vorgeschlagen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist 

aufgrund der erfolgten Bautätigkeit und der sinkenden Zuwanderung an verschiedenen 

Lagen ein Überangebot vorhanden, was den Bedarf für Anpassungen senkt.  

Umsetzungsebene 

Gemäss den Erkenntnissen aus den Interviews wären die Massnahmen auf unterschiedli-

chen politischen Ebenen umzusetzen. Eine Anpassung des Mietrechts wäre auf 

Bundesebene zu verorten, da das Instrument eine Veränderung der bestehenden Gesetze 

erfordern würde.  

Die Lenkungsabgabe für den Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauch ist auf Bundes- oder Kan-

tonsebene denkbar. Eine Verknüpfung der Massnahme mit einer Anpassung des 

Mietrechts wäre als Argument für eine nationale Lösung anzuführen. In einem Interview 

wurde auf Bundesebene eine allgemeine Formulierung zur Wohnflächensteuerung im 

Sinne eines Reduktionsziels um einen festgelegten Prozentsatz bis zu einem definierten 

Zeitpunkt vorgeschlagen. Die Kantone hätten dadurch Spielraum zur Umsetzung von 

Massnahmen, die den kantonalen Umständen Rechnung tragen könnten.  

Die Umsetzung eines planerischen Dichtebonus für flächenreduziertes Bauen wird auf 

kantonaler oder kommunaler Ebene angeordnet. 
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7. Schlussbetrachtung 

7.1 Überprüfung der Hypothesen 

Im Rahmen der Schlussbetrachtung werden die in Kapitel 3.2 aufgestellten Hypothesen 

überprüft.  

Hypothese 1:  

Auch wenn die Bevölkerung über die Auswirkungen des hohen Wohnflächenkon-

sums auf das Klima und die Siedlungsfläche informiert wird, besteht unter den 

aktuellen Rahmenbedingungen kaum Bereitschaft den individuellen Wohnflächen-

konsum zu reduzieren.  

Aufgrund der in Kapitel 5.5.2 ausgeführten Rückmeldungen der Bevölkerungsumfrage 

und der Zusammenstellung gemäss Abbildung 17 kann Hypothese 1 nicht bestätigt wer-

den, da die Teilnehmenden eine hohe Bereitschaft zur Reduktion des 

Wohnflächenkonsums zeigen. In den Interviews der Expertin und der Experten sind teil-

weise Bedenken darüber geäussert worden, dass die befragten Personen sich nicht 

entsprechend ihren eigenen Überzeugungen verhalten. Auch in der Theorie wird gemäss 

Kapitel 2.4 ein Unterschied zwischen dem in einer Umfrage angegebenen und dem effek-

tiven Verhalten beschrieben.  

Hypothese 2:  

Wird die Bevölkerung über die Auswirkungen des hohen Wohnflächenkonsums auf 

das Klima und die Siedlungsfläche informiert, so besteht die Bereitschaft, eine Steu-

erung zur Reduktion des Wohnflächenverbrauchs zu unterstützen. 

Gemäss Abbildung 20 besteht insgesamt eine grosse Zustimmung von etwa 65 % zu einer 

Steuerung des Wohnflächenkonsums, weshalb die Hypothese bestätigt werden kann. 

Werden die Antworten unter einer verhaltenstheoretischen Perspektive betrachtet, so ist 

entsprechend einer Rückmeldung eines Experten zu erwarten, dass die generelle Zustim-

mung sinkt, wenn die zustimmenden Personen durch Steuerungsmassnahmen finanziell 

belastet werden.  

Hypothese 3:  

Je mehr sich Personen aus der Politik mit Raumplanungs- und Umweltthemen aus-

einandergesetzt haben, desto eher sind sie auf die Auswirkungen des 

Wohnflächenverbrauchs sensibilisiert. 
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Aufgrund der Rückmeldungen aus den Interviews kann Hypothese 3 nicht bestätigt wer-

den. Eine Sensibilisierung bezüglich des Wohnflächenverbrauchs hängt bei den 

Interviewteilnehmenden eher mit der Zugehörigkeit zur politischen Partei oder der Tätig-

keit im Berufsleben zusammen. Zum Siedlungsflächenverbrauch ist eine sehr hohe 

Sensibilität bei den Interviewteilnehmenden festzustellen.   

Hypothese 4:  

Wenn Personen aus der Politik ausgewogene Steuerungsmassnahmen mit hoher 

Wirksamkeit zur Reduktion des Wohnflächenkonsums vorgestellt werden, dann be-

steht die Bereitschaft, diese auf politischer Ebene zu diskutieren und umzusetzen. 

Die Hypothese ist aufgrund der Rückmeldungen in den Interviews zu verwerfen. Aus der 

grossen Bereitschaft zur Teilnahme an einem Interview und dem Engagement im Rahmen 

des Gesprächs kann eine Bereitschaft zur Diskussion möglicher Massnahmen abgeleitet 

werden. Die Umsetzbarkeit der untersuchten Massnahmen mit hoher Wirksamkeit ist der-

zeit aber nicht gegeben.  

7.2 Diskussion 

7.2.1 Kritik des Forschungsziels 

Forschungsziel: 

Im Rahmen der Masterarbeit wird evaluiert, inwiefern einzelne Steuerungsinstru-

mente mit hoher Wirksamkeit zur Reduktion des privaten Wohnflächenkonsums 

oder deren Kombination von der Bevölkerung und der Politik akzeptiert werden. 

Das Forschungsziel konnte mit den eingesetzten Methoden der Bevölkerungsumfrage 

und den Rückmeldungen der Expertin und den Experten erreicht werden. Da die vermu-

tete Akzeptanz auf der politischen Ebene aufgrund der Interviews als relativ niedrig 

einzustufen ist, stellt sich die Frage, ob die Beschränkung auf Steuerungsinstrumente mit 

hoher Wirksamkeit zielführend war. Es wäre denkbar gewesen, auch die Umsetzung we-

niger weitreichender Massnahmen zu prüfen, bei welchen eine höhere Akzeptanz 

vermutet werden kann.  
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7.2.2 Methodische Einflüsse auf die Ergebnisse 

Es wird eine Verzerrung der Untersuchung durch die folgenden methodischen Einflüsse 

vermutet: 

Repräsentativität der Stichprobe 

Obwohl die Repräsentativität der Stichprobe für eine Masterarbeit als relativ hoch erach-

tet wird, können die Ergebnisse der Befragung nicht als statistisch repräsentativ eingestuft 

werden. Die über- und unterrepräsentierten Bevölkerungsgruppen wurden in Kapitel 5.3 

aufgeführt.  

Verzerrung der Interviews 

Aufgrund der untersuchten Thematik und des vorgängig zugestellten Frageleitfadens 

konnten die Interviewteilnehmenden die Grundhaltung des Interviewers erahnen. Auf-

grund des vertraulichen Rahmens der Interviews und der Wahl der Fragen sind die 

Antworten tendenziell etwas wenig pointiert ausgefallen, als dies bei einer Debatte im 

Nationalrat unter öffentlicher Beobachtung, nach parteiinterner Meinungsabstimmung 

und unter Beeinflussung durch Lobbyisten zu erwarten wäre.     

7.2.3 Relevanz der Masterarbeit 

Mit der Masterarbeit kann aufgezeigt werden, dass aus theoretischer Sicht Handlungsbe-

darf beim Wohnflächenkonsum besteht. Die Auswertung der Bevölkerungsumfrage lässt 

darauf schliessen, dass die Bevölkerung die Auswirkungen des hohen Wohnflächenver-

brauchs ernst nimmt und bereit ist, Massnahmen zur Senkung des Flächenverbrauchs in 

Betracht zu ziehen. Im Rahmen der Bevölkerungsumfrage und damit verbundenen Ge-

sprächen wurde mehrfach darauf hingewiesen, dass die Thematik des 

Wohnflächenverbrauchs bisher zu wenig Beachtung gefunden hat. Die vorliegende Mas-

terarbeit leistet unter den Umfrageteilnehmenden, aber auch in Verbindung der späteren 

Publikation einen Beitrag zur Sensibilisierung der Auswirkungen des Wohnflächenver-

brauchs. 

7.3 Fazit 

Zum aktuellen Zeitpunkt sind Steuerungsinstrumente zur Senkung des Schweizer Wohn-

flächenkonsum mit hoher Wirksamkeit politisch nicht umsetzbar. Die fehlende 

Bereitschaft kann auf einen zu tiefen Leidensdruck in der Bevölkerung und der Politik 

zurückgeführt werden. Weiter bestehen gewisse Vorbehalte, ob der Wohnflächenkonsum 

die richtige Steuerungsgrösse zur Reduktion der Treibhausgasemissionen und zur Sen-

kung des Siedlungsflächenverbrauchs ist.  
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Eine höhere politische Zustimmung kann allenfalls über eine Sensibilisierung der Bevöl-

kerung erreicht werden. Da das Thema Wohnen aber mit sehr individuellen Bedürfnissen 

verbunden ist, erscheint eine Umsetzung tiefgreifender Reformen in absehbarer Zukunft 

nicht realisierbar zu sein.  

Der im Rahmen der untersuchten Arbeit angestrebte Top-Down-Ansatz kann unter den 

bestehenden politischen Verhältnissen nicht umgesetzt werden. Es verbleibt die Möglich-

keit über einen Bottom-Up-Ansatz auf kommunaler Ebene Massnahmen zur Senkung des 

Wohnflächenkonsums anzustossen und umzusetzen.  

7.4 Ausblick 

Der Wohnflächenkonsum wird aufgrund ausbleibender Massnahmen und weiterer demo-

grafischer Veränderungen in Zukunft voraussichtlich weiter zunehmen. Beispielsweise 

könnte die zunehmende Akzeptanz von Arbeit im Home-Office zu einem höheren Flä-

chenbedürfnis in Privathaushalten führen.  

In einer weiteren Studie könnten weniger tiefgreifende Steuerungsinstrumente untersucht 

oder ein ökonomisches Modell zur Quantifizierung der Veränderungen berechnet werden. 

In einem nächsten Schritt würde sich die lokale Umsetzung einzelner Massnahmen im 

Rahmen eines Pilotversuches anbieten.  

Letztlich sind weitere Untersuchungen aber nur sinnvoll, wenn der Handlungsdruck be-

züglich des Wohnflächenkonsums steigt. Eine Zunahme dieses Handlungsdrucks könnte 

beispielsweise über eine Sensibilisierungskampagne in der Bevölkerung erwirkt werden.  
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Anhang 1: Bevölkerungsumfrage 
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Anhang 2: Interviews mit Experten und Expertinnen 

Die folgenden Personen wurden für ein Interview angefragt: 

 NR Michael Töngi  durchgeführt über Zoom am 01.07.2020  

 NR Martin Candinas  durchgeführt über Teams am 02.07.2020 

 SR Eva Herzog  durchgeführt in Basel am 09.07.2020 

 NR Beat Flach  durchgeführt über Zoom am 10.07.2020 

 SR Hannes Germann  durchgeführt über Teams am 10.07.2020 

 NR Kurt Fluri  durchgeführt in Solothurn am 13.07.2020 

 SR Andrea Caroni abgesagt, Thematik ausserhalb Kompetenzbereich 

 aSR Peter Föhn keine Antwort 

 Marco Salvi (Avenir Suisse)  keine Antwort 
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Anhang 3: Interviewleitfaden 
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Ehrenwörtliche Erklärung 

Ich versichere hiermit, dass ich die vorliegende Arbeit mit dem Thema „Politische Um-

setzbarkeit von Steuerungsinstrumenten zur Reduktion des Schweizer 

Wohnflächenverbrauchs“ selbstständig verfasst und keine anderen Hilfsmittel als die an-

gegebenen benutzt habe.  

Alle Stellen, die wörtlich oder sinngemäss aus veröffentlichten oder nicht veröffentlich-

ten Schriften entnommen sind, habe ich in jedem einzelnen Falle durch Angabe der 

Quelle (auch der verwendeten Sekundärliteratur) als Entlehnung kenntlich gemacht.  

 

Die Arbeit hat in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner anderen Prüfungsbehörde 

vorgelegen und wurde auch noch nicht veröffentlicht. 

 

 

Zürich, den 24.08.2020 

 

 

 

_____________________ 

 

Jonathan Hauser 
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